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Nr. 50. Mittag⸗Ausgabe. 


Deut ſchland. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 29. Januar. 
60, Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
„Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
th Fmanzminiſter v. d. Heydt, Handelsminiſter Graf v. Itzerplitz, Kriens: 
miniſter v. Roon landwirthſchaftlicher Miniſter v. Selchow und mehrere Rer 
gierungs⸗Commiſſarien. Der Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung, 
Erſter Gegenſtand der T.⸗O. iſt die Fortſezung des geſtern eee 


in Petitſchrift 1½% Sgr. 


: — der Budget⸗Commiſſion über die allgemeinen Rechnungen von 185 


bis 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Die Budget⸗Commiſſion hat in ihrem Ans 
trage auf die Inſtruction der Ober⸗Rechnungskammer hingewieſen, welche im 
Jahre 1862 meinerſeits extrahirt worden ift, um den Wünſchen des Hauſes 
entgegenzukommen. Eine fernere Erweiterung derſelben ſteht in untrennbarem 
Zuſammenhang mit denjenigen Fragen, deren Erledigung dem Obe rechaungs! 
kammer⸗Geſetze vorbehalten iſt. Diele Angelegenheit iſt ſchon vor Eröffnung 
dieſer Seſſion der Berathung des Miniſteriums unterbreitet worden. Die 
Thätigkeit deſſelben wurde aber durch die dringenden Fragen der Gegenwart 
ſo ſehr in Anſpruch e daß die Erörterung ſolcher Geſetzenlwürfe, 
welche innere Fragen betrafen, vertagt werden mußten. So bin ich denn heut 


noch nicht in der Lage, mich eingehend darüber zu äußern und möchte erge⸗ 


benſt anheimſtellen, ob nicht bei dem nahen Schluß 
Erörterung bis zur nächſten Seſſion zu vertagen iſt. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Es iſt richtig, daß alle Abweichungen von dem 
Etatsgeſetz zur Cognition des Hauſes kommen müflen. Die Commiſſton will 
aber weiter gehen und dieſe Controle auf die Abweichungen von den Unter: 
lagen des Etatsgeſetzes ausdehnen, welche in der Geſetzſammlung gar nicht 
publicirt werden und hier nur zu unſerer Berathung dienen. Dieſe Dinge 
ſind aber reine Verwaltungsmaßregeln und deswegen will ich nicht, daß 
Cabinetsordres darüber zur Cognition des Hauſes kommen, da dadurch nur 
van hervorgerufen werden würden. 

bg. v. Binde (Hagen) ſtellt das Amendement, in Nr. 2 des geſtern mit⸗ 
getheilten Antrags zu fegen ſtatt „diejenigen Abweichungen“ „alle Abweichun⸗ 
ie Worte „und von den denſelben zu Grunde liegen: 
den Etats und Nachweiſungen, welche etwa durch allerhoͤchſte Ordres ſchon 


der Seſſion die ſernere 


vor der Rechnungsreviſton juſtificirt worden find“, 


g e 


* 


Abg. v. Bockum⸗Dolffs (auf der Journaliſtentribüne unverſtändlich 


ſpricht über die beſchränkte Bedeutung der Cabinetsordtes und rechtfertigt 


den Commiſſtonsantrag. 

Abg. Laster: 5 glaube nicht, wie der Herr v. Vincke, daß die Ab; 
weichungen von den Unterlagen des Etatsgeſetzes unſerer Kenntniß ganz ent⸗ 
zogen werden dürfen; denn es iſt doch klar, daß die Gelder, die wir zu ganz 
beſtimmten Zwecken bewilligen, zu dieſen auch verwandt werden mülſſen. 
Außerdem geht aber der Antrag der Commiſſion gar nicht dahin, daß uns 
die Ordres 3 7 werden ſollen; ſondern wir wollen dieſe als irrelevam 
ganz bei Seite laſſen und nur materiell die Sache erledigen. Von den Didrs 
ber können alſo gar keine Conflicte entſtehen. 1 

Abg. Michaelis (Stettin). Bis zum Jahre 1863 haben wir Decharge 
erſte Jahr, für welches wir wieder auf Grund eines geſetzlich 
feſt 10 ten Etats Decharge ertheilen werden, iſt das Jahr 1867. Für bir 
3 njahre 1864/66 find die Rechnungen der Art, daß dabei die Cabigels⸗ 
ordres gar nicht in Betracht kommen. Es hat alſo mit dem Antrage der 
Commiſſion gar keine Eile und wenn uns die Regierung jetzt Ausſicht macht 
auf die Vorlage eines Oberrechnungskammergeſetzes in der nächſten Seſſion, 
ſo können wir die Berathung darüber jetzt dem Wunſche des Hrn. Finanz⸗ 
miniſters gemäß wohl vertagen. x 

Abg. Frhr. v. Hoverbeck: Ich kann dem Hrn. Vorredner nicht beiſtim⸗ 
men. Es iſt unſere Verpflichtung, in den Rechnungen Alles, was für unk 
vor Intereſſe ſein kann, möglicht klar zu ſtellen; es iſt alſo auch wichtig für 
uns, wenn innerhalb eines Titels Veränderungen vorkommen. Wenn win 
für die Turiner Geſandtſchaft eine Mehrausgabe bewilligten und die Regie 
rung die Summe für eine andere Geſandtſchaft verwenden wollte, jo wär 
das doch offenbar eine Abweichung, durch welche unſere Berathung vollſtändie 
—— weg Wir haben die Pflicht, zu erforſchen, ob unfere Intentionen 
e werden. 

Abg. Michaelis (Stettin): Ich möchte den Herrn Vorredner erſuchen, 
mir nur die einzelnen Titel für die Zeit bis zur nächſten Seſſion nachzuweiſen, 
um welche es ſich für die Oberrechnungskammer handeln kann. bleibe 
bei meiner Anſicht und wünſchte nur, daß uns eine poſitive Verſicherung ge⸗ 
geben würde, daß in der nächſten Seſſion die Vorlage eines Oberrechnungs 


kammer⸗Geſetzes zu erwarten iſt. 


Abg. Stavenhagen erklärt ſich mit dem Abg. Hoverbeck zwar einver⸗ 


ſtanden, findet den Antrag aber zur Zeit durchaus unpraktiſch. 


Abg. Gr. Schwerin ſchließt ſich den Ausführungen des Abgeordneten 


an. 
Abg. v. Hoverbeck: Selbſt wenn man nachwieſe, daß die Berathung 
des Antrages noch 2 Jahre Zeit hat, ſehe ich nicht ein, warum wir ihn 
zweimal berathen ſollen. Wir haben in das Indemnitätsgeſetz ausdrücklich 
den Vorbehalt der Rechnungsle 1 1 aufgenommen und wollen unſer Rech 
durch weites Hinausſchieben nicht elbſt verkümmern. 
Nach Schluß der Discuſſion erhält das Wort . 
Referent Abg. Dr. Virchow: Der Art, 104 der 1 enthält in 
em zweiten Alinea die Beſtimmungen über die Etatsüberſchreitungen und 
die allgemeine Rechnung über den Etat. Im Hauſe iſt beides immer 
nur — vorgekommen und fo hat ſich die Meinung gebildet, als hab: 
das Haus weiter kein Recht, als von den Ueberſchreitungen Kenntniß zu ver⸗ 
langen. Das ſind doch zwei ganz verſchiedene Dinge. Die Etatsüberſchrel⸗ 
tungen müſſen ſchon erledigt werden, bevor die allgemeine Rechnung feſtge⸗ 
5 werden kann. In Bezug auf letztere haben wir früher gar keinen An⸗ 
Itspunkt gehabt, um zu wiſſen, ob ſich die Verwaltung innerhalb der feſt⸗ 
geſetzten Grenzen gehalten hat. (Wegen der großen Unruhe, namentlich auf 


der rechten Seite, paufirt der Redner.) — Ich bitte den Herrn Präſidenten. 


die Herren jener Seite (rechts) zu erſuchen, ihre Unterhaltung wenigstens i 
anderer Weiſe zu führen, da es mir ſonſt unmoglich iſt, meiner Pflicht als 
Referent zu genügen. . 
Präſident v. Forckenbeck (nach rechts): Ich muß dringend um Ruhe 
bitten, m. H., da der Herr Referent wirklich nicht ſprechen kann. 
Abg. Virchow: Im — 1862 beſtand das Haus darauf, daß 
die Oberrechnungskammer ſich äußerte, und da hat denn das Haus von bie: 
u. Abweichungen Kenntniß erhalten. So lange dazu aber eine Möglichtei: 
Lohnt, ſo lange iſt das ganze Etatsgeſez eine Fiction. Wenn aljo im Bar 
862 der Minifter der landwirtbſchaftlichen Angelegenheiten die Ueberſchrei 
tung des Extraordinarii mit 2727 Thlr. aus dem Fonds zur Förderung der 
Andescultur, alſo aus dem Ordinarium deckt, und dies Verfahren durch eine 
einfache Cabinetsordre juſtificirt werden kann, fo iſt das eben ein durchaus 
unzuläſſiges Virement. Ebenſo find einem Profeſſor in Halle für die Ver⸗ 
waltung des archäologiſchen Muſeums 200 Thlr. Remuneration gegeben wor: 
aus dem zur Vermehrung der Sammlung beſtimmten ſächlichen Fond. 
Es wird alſo offenbar der Zweck, zu dem die Summe bewilligt wird, nicht 
erfüllt, um einen andern zu erfüllen. Aber die Oberrechnungskammer bes 
Det ſich mit einer einfachen Cabinetsordre. Allerdings kann man ihr Ver⸗ 


en 
jäherig 
* zu Stande gekommen wäre, ſo wäre es geſchehen 


‚ngfeiten über diefen Punkt ſeit 1862 haben eine Menge von neuen Thatſachen 


u unſerer Kenntnip gebracht und wir find jetzt ſchon in einer ganz anderen 
Lage; nehmen Sie aber den ganzen Commiſſionsantrag an, fo wird dieſe 
Kenntniß noch ſehr erweitert werden. Ob aber die Regierung ſchon in der 
nähen Seſſion das Oberrechnungskammer⸗Geſetz einbringen wird, darüber 
bin ich noch nicht ganz ſicher, da daſſelbe ſchon 1862 ſicher verſprochen und 


net für den Naum einer 


! und 


er 


noch heute nicht erſchienen iſt. Deswegen müſſen wir fo ſchnell als möglich 
ein propiſoriſches Arrangement treffen; denn ſonſt bekommen wir jpäter immer 
wieder dieſelben Einwendungen, wenn wir die Bemerkungen einmal ungenü⸗ 
gend finden. Der Abg. für Hagen hat nun der Commiſſion den ſchweren 
Vorwurf gemacht, als wolle ſie wieder einen Conflict heraufbeſchwören. Der 
Hr. Abg. ſcheint hier wirklich königlicher zu ſein als der Wen denn die Re⸗ 
gierung hat die Sache gar nicht jo aufarlakt, ſondern ausdrücklich zugeſtanden, 
daß die Exiſtenz dieſer Ordres in Bezug auf das Recht der Landesvertretung 
gar nichts ändert. Dann aber ſagte der Herr Abgeordnete, die Sache habe 
gar nichts auf ſich und die Ordres ſollten die Verwaltungschefs gegenüber 
der Oberrechnungskammer ſicherſtellen. (Abg. v. Binde (Hagen) rat: Sehr 
richtig!) (Heiterkeit. ) 2 . 

Wenn der Herr Abgeordnete dies für „ſehr richtig hält“, ſo hätte er ſich 
geſtern ſeine Bemerkungen erſparen können. (Links: ſehr richtig! Heiterkeit.) 
Indem aber die Commiſſton die Differenzen in Betreff des Staatsſchatzes nur 
ganz leiſe berührte, hat ſie der Stimmung des Hauſes Rechnung getragen. 
Aber wenn man beſtehende Conflicte bei Seite läßt, ſo hat man die Pflicht, 
ihrer weiteren Entwickelung für die zen vorzubeugen. Der Antrag der 
Commiffion hat den Zweck, dem Haufe gegenüber der Oberrechnungskammer 
eine klare Volttion zu geben und ſomit die Differenzen abzuſchließen. Das 
Amendement des Herrn Abg. für Hagen ſcheint mir ganz daſſelbe zu meinen, 
wie der Commiſſionsantrag, und nur eine Form zu wählen, welche die Frage 
der Ordres umgeht. Wir haben ja bis jetzt gar keine Anhaltspunkte über 
die Zahl dieſer Ordres. Deswegen müſſen wir darauf dringen, dieſe unge⸗ 
ſetzliche Proxis geſetzlich zu regeln. Wenn der Abg. für Hagen das aber für 
einen Eingriff in die Rechte der Klone hält, fo. hätte ich dieſe Meinung kaum 
für möglich gehalten. Wir wollen nur einen Reſt von vormärzlichem Abſo⸗ 
lutismus beſeitigen und die Krone von einer ungerechtfertigten Laſt befreien, 
welche vor 1850 noch geſetzliche Bedeutung hatte, jetzt aber nur eine Formalität 
gegenüber der Oberrechnungskammer iſt. (Bravo links.) 

Es folgen perſönliche Bemerkungen. 5 5 

Abg. v. Vincke (Hagen): Der Hr. Ref. hat gefunden, daß ich 1 0 
bin als der König; ich habe aber meinen Antrag nur geſtellt, weil der Gegen⸗ 
ſtand eben für die Rechte der e net keiner Bedeutung iſt. 

Abg. Michaelis (Stettin): Da der Hr. Finanzminiſter keine Erklärung 
über die Verlage eines Oberrechnungskammer⸗Geſetzes abgegeben hat, ſo bin 
ich nicht in der Lage geweſen, einen Vertagungsantrag zu ſtellen und werde 
für die Anträge der Commiſſion ſtimmen. 

Abg. Dr. Virchow; Wenn der Herr Abg. für Hagen den Bericht ger 
leſen bat, jo bleiben viele feiner Ausführungen ganz unverſtändlich. 

Bei der darauf folgenden Abſtimmung wird Nr. 1 des Commiſſions⸗ 
antiages angenommen: dafür ſtimmen auch einige Conſervative. Das 
Amendement b. Vincke wird abgelehnt und auch Nr. 2 des Commiſſions⸗ 
3 . (dafür ſtimmen⸗ auch die Abgg. v. Fock, Gaertner 

aym). f 
Zweiter Gegenſtand der T.⸗O. ift der Bericht der Commiſſion für Fi⸗ 
nanzen und Handel, betreffend die Uebernahme einer Zins garantie des 
Staates für das Anlage⸗Capitol einer Eiſenbahn von Köslin nach 

anzig. Berichterſtatter Abg. Dr. Becker. Die Commiſſionen haben der 
urſprüs glichen Regierungsvorlage einen beſonderen § 2 eingeſchoben, dem In⸗ 
halte dieſes § gemäß die Ueberſchrit des Geſetzes geändert und beantragen 
danach demſelben in folgender Faſſung die Zuſtimmung zu ertheilen: 

G.ſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie des Staates für das 
Anlage⸗Capital einer Eiſenbahn von Köslin nach Danzig und die Verträge 
über Zinsgarantien für Eiſenbahnen im Allgemeinen. $ 1. Der 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft wird behufs Uebernahme des Baues 
und des Betriebes einer Eiſenbahn von Köslin nach Danzig die Garantie des 
Staates für einen jährlichen Reinertrag von drei und einem halben Procent 
des in dieſem Unternehmen anzulegenden Capitals bis zur Höhe von 10 Mill. 
Thalern nach näherer 3 des beigedruckten, unterm 21. Novbr. 1866 
mit dem Directorium der Geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages hiermit bewil⸗ 
ligt, § 2. Eine Abänderung oder Auflofung der vom Staate mit Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaften abgeſchloſſenen Garantie⸗Verträge oder zwiſchen dem Staate und 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaften feſtgeſtellten Bedingungen von Zinsgarantien, nament⸗ 
lich eine Veräußerung der aus demſelben dem Staate zuſtehenden Anſprüche 
auf Einnahmen oder eines Theiles derſelben, oder ein a des Staates 
auf ſolche bedarf zur Rechtsgiltigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

Zugleich beantragt die Commiſſion, die auf dieſe Vorlage bezüglichen Pe⸗ 
titionen für erledigt zu erklären. 

Von dem Abg. Grafen Schwerin iſt folgendes Amendement geſtellt: 

Für den Fall der Verwerfung des § 2 in der amendirien Faſſung nach 
Annahme des Geſetzes eine Reſolution dahin zu faſſen: „Das Abgeord⸗ 
netenhaus ſpricht ſeine Ueberzeugung wiederholt dahin aus, daß eine Abände⸗ 
rung oder Auflöͤſung der vom Staate mit Eiſenbahn⸗Geſellſchaften abgeſchloſ⸗ 
ſenen Gatantie-Berträge oder zwiſchen dem Staate und Eiſenbahn⸗Geſellſchaften 
jeſlgeſtellten Bedingungen von Zinsgarantien, namentlich eine Veräußerung 
der aus denſelben dem Staate zuſtehenden Anſprüche auf Einnahmen oder 
eines Theils derſelben oder ein Verzicht des Staates auf ſolche zur Rechts⸗ 
giltigkeit der Zuſtimmung beider Häufer des Landtages bedarf.“ € 

Ferner beantragt der Abg. v. Binde (Hagen), ſtatt § 2 zu jagen: „Eine 
Abänderung oder Auflöſung des vom Staate mit der Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahn, Gesellschaft Der n Garantie⸗ Vertrages, namentlich eine Ver⸗ 
äußerung u. ſ. w.“ 

n der General⸗Discuſſion erhält zunächſt das Wort gegen den Com⸗ 
miſſions⸗Entwurf der Abg. Zanders (schwer verſtändlich): er verſteht die 
Ungeduld nicht, mit der die große liberale Partei jede Gelegenheit benutze, 
um ganz unzweifelhaft feftitehende, ſichere Rechte des Landes immer aufs 
Neue zu declariren. Die Jugend ihres parlamentariſchen Lebens führe fie 
dazu, ihre Part i mit der Wahrheit zu identifieiren; ein Compromiß aber, 
ſteis ein wichtiger Factor im politiſchen Leben, ſei hier um fo mehr am Platze, 
wo ſtarres Verharren zur Verletzung wichtiger materieller Jatereſſen des 
Landes führe. Er empfehle deshalb die Ablehnung des § 2. 

Abg. Lasker: Als über den Vertrag mit der Köln⸗Min dener Eiſenbahn 
verhandelt wurde, empfahl die Commiſſion dem Haufe, ihm ſo lange die 
Rechtsgiltigkeit abzuſprechen, bis die Genehmigung des Landtages eingeholt 
ſei. Nach Beendigung des Conflictes ſchien es mir angemeſſen, auf den Ge⸗ 

enſtand in milderer Weiſe zurückzukommen. Andere Zeiten, andere Lieder! 
Fortiter in re, suaviter-in modo glaube ich, wäre die Sache am beiten zu 
behandeln. Meine Anträge bezweckten daher damals einmal, darzuthun, daß 
wir nach wie vor wachſam ſeien, zugleich aber der Regierung Gelegenheit zu 
geben, auf eine ehrenwerthe Art, ohne ihrer Würde etwas zu vergeben, auch 
dieſen Conflict abzuschließen. Da wir weiter nichts in Händen hatten als 
Rejolutionen und Beſchlüſſe, fo mußten wir uns damit begnügen und mit 
den entſprechenden Thaten warten, bis eine Gelegenheit dazu ſich böte. Eine 
ſolche Gelegenheit liegt heute vor. Ich glaube Reſolutionen, von denen die 
Regierung keine Notiz nimmt, müſſen die Würde dieſes Hauſes vermindern. 
Wir konnten es wohl nach der Beſeitigung des Conflictes erwarten, daß die 
Regierung unſere Beſchluſſe anders als früher behandeln, daß ſie auf dieſel⸗ 
ben Rückſicht nehmen würde. Aber unſere Hoffnung war vergeblich; der 
Herr Finanzminiſter hat es auch nach unſerem zweiten Beſchluſſe in Sachen 
der Koͤln⸗Mindener Eiſenbahn nicht für nöthig gehalten, auch nur eine Er⸗ 
klärung darüber abzugeben. Jetzt nun ſind wir in der Lage, die Warnung 
geltend zu machen, die wir damals ausgeſprochen haben 

Wer Ihnen auch heute noch anräth, ſich mit einer Reſolution zu begnü⸗ 
gen, wurde ſich nur in eine ſehr ſchlimme Poſition begeben. Man würde 
ihm antworten: „Wenn Ihr nur das Geld gebt, jo könnt Ihr ſprechen, was 
Ibr wollt!“ Es iſt von allen Seiten zugeſtanden, daß die Veräußerung don 
Staatsbermögen, wie es geſetzlich feſtgeſtellt iſt in Garantieverträgen, nicht 
geſchehen darf durch die Regierung ohre Genehmigung der Landesvertretung. 
Ich habe wenigſtens bei Gelegenheit beider Anträge keine einzige Gegenanſicht 
bervortrelen ſehen; ſogar der Hr. Finanzminiſter hat etwas ſchüchtern es ausge⸗ 
ſprochen, daß fo etwas nicht mehr vorkommen werde. Meinen Anträgen war nur 
entgegengeſtellt worden, daß die Sache der Köln⸗Mindener Eiſenbahn abgeſchloſſen 
und he. Nun, heute haben Sie dafür eine ſehr lebendige, drängende, brennende 
Frage. Sprechen Sie es aus, daß, ehe wir neue Bürgſchaften und Garantien 
zu genehmigen geneigt ſind, wir uns das verfaſſungsmäßige Recht wahren 
wollen. Ich meine allerdings nicht, daß von der Ablehnung unſeres heutigen 
Antrages die Folge die fein wird, daß wir unſer verfaſſungsmäßiges Recht 
aufgegeben hätten; eine ſolche Folge kann nie ſtatthaben, ſo lange nicht dieſe 
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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


eitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten ellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 


al, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 30. Jannar 1867. 


Beſtimmung der Verfaſſung in den verfaſſungsmäßigen Formen aufgehoben 
iſt. Aber mit der bloßen Negative können wir uns nicht begnügen, wir müſ⸗ 
ſen poſitive Befeſtigungen des bereits beſtehenden Rechtes fordern. 

Ich würde nie zu einer ſolchen Beſtimmung gekommen fein, wenn nicht 
die Negative der Regierung uns dazu aufforderte. „Es ſchicke ſich nicht, 
gerade bei dieſer Gelegenheit einen ſolchen verfaſſungsmäßigen Grundſatz aus⸗ 
zuſprechen“ wird uns entgegengeworfen. Das iſt ein rein formeller Grund, 
eine Frage, fo zu ſagen, nach der Aeſtbetik des Geſetzes. Ich meine aber, 
dieſe äſthetiſchen Rückſichten können wohl in einem abioluten Staate maß⸗ 
gebend ſein, nicht aber in einem conſtitutionellen Staate, deſſen Geſetze 
meiſtens durch Compromiſſe bedingt werden. Da muß die Geſetzgebung 
häufig 1 f rauh, äußerlich unſchön ausſehen. Aber es kommt auch weniger 
auf ihre ſchöne Geſtalt als ihren guten Inhalt an. Selbſt in abjoluten 
Staaten iſt das nicht fo weit allgemeine Regel geweſen, daß man bei einem 
geringfügigen Geſetze nicht auch ein großes Princip aufgeſtellt hätte. 5 
erinnere beiſpielsweiſe an das Gendarmerie⸗Edict von 1812, in deſſen 
die Provinzial⸗Verfaſſungen verſprochen werden. In England iſt das Zuſam⸗ 
menpfropfen von zwei eigentlich ganz verſchiedenen Geſetzen durchaus üblich 
und die Natur der Geſetzgebung muß in allen conſtitutionellen Staaten zu 
einem ganz gleichen Erfolge führen. 

Für mich beſteht nur die einfache Frage: it es verfaſſungsmäßig Recht in 
Preußen, daß Garantieverträge nicht durch gi 
Es iſt ſchon zugeſtanden worden, daß, wenn dieſelben durch Geſetze zu Stande 
gekommen ſind, ſie auch nur durch Geſetze abgeändert werfen dürfen. Nun 
ſind aber alle Garantieverträge bei uns bis auf drei durch Geſetze zu Stande 
gekommen, und jene drei nur aus dem Grunde, weil dieſelben vor 1850 ent⸗ 
ſtanden ſind. Garantien und Anleihen ſind immer auf gleiche Linie geſtellt 
worden, Demnach tragen alle Garantieverträge, welche gegenwärtig von 
Preußen übernommen ſind, den Charakter von Inſtitutionen an ſich, deren 
Urſprung in einem Geſetze zu ſuchen iſt. Und wenn die Regierung gegen die 
Beſtätigung dieſes Rechtes ſich ſträubt, ſo weiß ich keinen anderen Grund da⸗ 
für als den, daß fie ſich für die Zukunft vorbehalten will, wieder davon abe 
zugehen. (Sehr richtig!) Ich würde daher mit einer einfachen Erklärung der 
Regierung zufrieden ſein, mir kommt es nur auf dem verfaſſungsmäßigen 
Rechte conforme Anerkennung an. : 

Es liegt aber noch ein zweiter Grund für mich vor, weswegen ich dieſen 
allgemeinen Grundſatz in das Geſetz aufgenommen wiſſen will. Die ganze 
Art unſeres Finanzweſens iſt präjudicirlich für jede Finanzoperation, die wir 
vornehmen. Es würde mir alſo gar nicht gleichgiltig ſein, eine Garantie zu 

ewähren, wenn ich glaubte, daß das Staatsvermögen dadurch Schaden er⸗ 
eiden könnte, daß die Regierung die willkürliche Verfügung über daſſelbe 
hat. Dem zu ſteuern, thun wir heute den erſten Schritt, bei bu — ſich um 
Garantie handelt. In Zukunft aber werden wir uns deſſen bewußt ſein, 
daß die Finanzverwaltung nicht in ſolche einzelne Capitel getheilt werden 
kann. — Es iſt ferner vom Vorredner geſagt worden, die Landesintereſſen 
ſollten nicht abhängig gemacht werden von principiellen Fragen. Wenn aber 
dieſe Apoſtrophe an uns geri ttet wird, fo frage ich: iſt denn die Regierung 
bei den materiellen Intereſſen des Landes jo unbetheiligt, daß ſie uns auf⸗ 


aufgehoben werden dürfen? 


fordern kann, um des materiellen Intereſſes Willen das Princip fahren zu 


laſſen? Die Regierung hat eben ſo gut für die materiellen Intereſſen zu 
ſorgen wie wir, und 16 weiſe daher eine ſolche Scheidung zwiſchen Executive 
und Volksvertretung entſchieden zurück. Gerade die Regierung hat ernſt⸗ 
lich zu überlegen, ob fie. der Aufrechterhaltung eines Princips wegen, das 
von ihren Freunden ſelber nicht anerkannt wird, die materiellen Intereſſen 
des Landes ſchädigen will. 5 5 

Es iſt möglich, daß ſie den Ausfall unſerer heutigen Abſtimmung als 
politiſches Capital gege ! uns benutzen kann. Aber nicht einmal mitten in 
den len, in denen wir uns befinden, iſt das ein Grund für mich, anders 
zu ſtimmen, als ich es entwickelt. Ich ſtehe nicht allein, wenn ich Ihnen heute 
anrathe, ſelbſt die erheblichſten materiellen Intereſſen zurücktreten zu laſſen, 
ſobald es ſich um die Wahrung eines ſtricten verfaſſungsmäßigen Rechtes 
handelt. Ich knüpfe dabei an au die Männer, die auf dem vereinigten Land⸗ 
tage zuerſt die Intereſſen des Landes vertraten; ich erinnere namentlich an 
Herrn v. Binde, der bei der Vorlage über die Oſtbahn feierlich erklärte, daß 
man die materiellen Intereſſen nicht unabhängig von den ewigen Rechtsprin⸗ 
cipien behandeln dürfe; ich erinnere an einen anderen liberalen Abgeordneten 
von etwas blaſſerer Färbung als Herr v. Vincke zur Zeit war, den Herrn 
v. Eynern, der gleichfalls ausſprach, zuerſt müſſen die Principienfragen ent⸗ 
ſchieden werden. Sie ſehen alſo, daß Ihnen heute nichts Neues zugemutbet 
wird. Vergeſſen Sie nicht die ſchönen Anfänge unſeres freiheitlichen Lebens! 
Wir müſſen die materiellen Intereſſen fördern überall, wo wir es können, 
aber wir müſſen uns von ihnen abwenden, wo das höchſte Recht des Landes 
in Frage geſtellt wird. (Lebhaftes Bravo.) : 

Vom Abg. Hübner ift ein neues Amendement eingegangen, dahin lau⸗ 
tend: „I) an Stelle des $ 2 des Commiſſions⸗Antrages folgenden Paſſus zu 
ſetzen: Eine Veräußerung der dem Staate aus dem Vertrage vom 21. No⸗ 
vember 1866 zustehenden Anſprüche auf Einnahmen oder eines Tbeiles der⸗ 
ſelben oder ein Verzicht des Staates auf ſolche bedarf zur Rechtsgiltigkeit der 
dals die 20 beider Häufer des Landtages. 2) In der Ueberſchrift des Ge⸗ 
etzes die Worte „und die Verträge über Zinsgarantie für Eiſenbahnen im 
Allgemeinen“ zu ſtreichen.“ 

Abg. Dr. Glaſer für die Regierungsvorlage. Es handelt ſich bei dem 
bon der Commiſſion eingeſchobenen $ 2 um eine ganz andere Frage, als die⸗ 
jenige iſt, für welche die Regierung unſere Zuſtimmung verlangt hat. Die 
Gelegenheit iſt nicht dazu angethan, um dieſe conſtitutionelle Frage zum Aus⸗ 
trag zu bringen. Ich gebe gern zu, daß die Köln⸗Mindener Eiſenbahnange⸗ 
2 ſich ſehr dazu eignet, um eine nähere Erklärung und Interpretation 
der bezüglihen Beſtimmungen der Verfaſſung herbeizuführen; aber eine der⸗ 
artige Frage hier entſcheiden zu wollen, dazu iſt dies Geſetz nicht der geeig⸗ 
nete Ort. Es ift überhaupt nicht zweckmäßig, Verfaſſungs Erklärungen Spe⸗ 
cial⸗Geſetzen einzuverleiben. Um äſthetiſche Rückſichten bandelt es ſich hier 
nicht, ſondern um die Bedürfniſſe des Landes, und dieſe dürfen des einen 
Paragraphen wegen nicht auf's Spiel geſetzt werden. Das vom Vorredner 
angeführte Beiſpiel des Gendarmerie⸗Edictes war nicht glücklich, denn gerade 
um der allgemeinen Beſtimmungen dieſes Geſetzes willen iſt das Geſetz ſelbſt 
nicht zur Ausführung gekommen. Und ſo iſt auch hier eine Reſolution weit 
zweckmäßiger. Redner wendet ſich dann zum materiellen Inbalt des Geſetzes, 
das nicht blos einer Provinz, ſondern dem ganzen Staate zum Vortheile 


gereicht. x 5 2 : i 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Die Commiſſion hat dieſem Geſetze 
eine ſehr ſchätzenswerthe Behandlung zu Theil werden laſſen; ſie hat auch 
volltommen Recht darin, daß dieſe Eiſenbahn eine in jeder a, wichtige 
und empfehlenswerthe iſt. Sie iſt commereiell wichtig, weil jie eine neue 
Linie von Danzig nach Hamburg eröffnet. Aber auch finanziell iſt die Fort⸗ 
ſetzung dieſer Bahn wünſchenswerth. Die Eiſenbahn bis Cöslin ift da und 
eine Garantie dafür iſt bewilligt, die dem Lande jährlich große Vortheile brin⸗ 
en kann. Als dieſe Garantie bewilligt wurde, war ſchon damals die Fort⸗ 
etzung bis Danzig im Plane. Wenn ſie bis dorthin durchgebaut iſt, ſo wird 
die Garantie geringer werden und dies um ſo mehr, weil ſelbſt auf dieſer 
Stüdbahn doch der Verlehr im Laufe der Zeit regelmäßig ſich geſteigert hat. 
Alſo in dieſem Falle iſt die Garantie empfehlenswerth, weil die ſchon vor⸗ 
handene Garantie dadurch erleichtert wird. Im Allgemeinen muß ich aller⸗ 
dings ſagen, daß ich gegen Garantien bin, denn ſo lange es ſchlecht geht, 
muß der Staat zuſchießen und er bekommt nichts, wenn es gut geht. Mir 
kann auch nicht vorgeworfen werden, daß ich don dieſer Anſicht abgewichen 
bin. Bei den Fällen, wo Garantien gewährt wurden und ſo auch bei dieſen, 
find immer ganz beſondere Verhältniſſe vorwaltend geweſen. Es iſt aller⸗ 
dings auch nicht Recht, wenn der Staat gar nichts für die Eifenbahnen thut, 
aber ich halte es für beſſer, wenn er mit tonds perdus eintritt, wie wir es 
früher bei den Chauſſeen gethan haben. e 

Nun komme ich zu der eigentlichen Schwierigteit. Eigentlich iſt es mit 
ziemlich unerwartet geweſen, daß in dieſem Geſetze eine Gelegenheit ergriffen 
wurde, eine ſtaatsrechtliche Frage zu entſcheiden. In der Sache ſelber will 
ich weder pro noch contra ſprechen; aber das muß ich doch jagen, wenn die 
Sache wirklich nach der Berfajjung fo klar ftände, wie behauptet wird, ſo 
würde ja gar kein Grund vorliegen, das bier noch beſonders auszuſprechen. 
Es wird aber eine Ergänzung für wünſchenswerth gehalten und dieſe Ergän⸗ 
zung ſoll für den ganzen preußiſchen Staat generell bei Gelegenheit eines 
Geſetzes über eine nur kleine Eiſenhahn ausgeſprochen werden. Das iſt nicht 
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ga ihrerſeits nichts thun, was dem Zuſtandekommen dieſes nöthigen Ge 
etzes hinderlich ſein könnte; ſie iſt alſo damit einverſtanden, an den einzigen 


8 gemäß gegen die Annahme des Amendements v. Vincke oder Hübner nichts 


1 insgarantie geltend gemacht worden ſind. Ob r aus principiellen 
2 ründen abeh 


zweifelhaften ſtaats rechtlichen 
üben. g 
iſt mit Unrecht der Mei⸗ 


. die faba Faſſung der Commiſſion ſtimmte. 


E. Rees deshalb dem Amendement 
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3 und die erwünſchte Vereinigung verzögerte. 
gehofft, daß diesmal die Frage ins Klare kommen möchte. 


pretation bei jedem Geſetz, bei jeder Gelegenheit gegeben werden muß, damit 
es klar werde, wie ſich die Staatsregierung dazu verhält. Warum ſträuben 
Sie ſich denn dagegen (zur Rechten gewandt), wenn Sie ſo thun, als ob Sie 
principiell dafür wären? Warum ziehen Sie denn Reſolutionen, die jo viel 
gerade von Ihrer Seite geſchmähten Reſolutionen vor? Ich kann keinen 
andern Grund finden, als daß Sie nicht wollen, daß Klarheit in die Sache 
komme. Daß der Herr Handelsminiſter erllärt, „die Regierung werde ſich 
die Reſolution gefallen laſſen“, finde ich ſehr erklärlich: denn die Regierung 
"© findet fich er Beſchlüſſe des Hauſes bekanntlich nicht gebunden, — 
Was nun die Frage der Zinsgarantien überhaupt betrifft, ſo laſſen ſich ſehr 
gewichtige Bedenken dagegen vorbringen; es iſt nicht blos der Umſtand, daß 
2 ein beſtimmter Landestheil eine geile Bevorzugung erhalt: der Staat über⸗ 
; nimmt, wenn er ſolche Garantien eingeht, ſehr ernſte Verpflichtungen; es ift 
eine wirkliche und reele Schuld, die durchaus den Charakter der Staatsſchuld 
an ſich trägt, da der Staat ja event. Zinſen dafür zu zablen hat. 

Dazu kommt, daß durch die Wohlthat, die dem einen Landestheile dadurch 
erwieſen wird, andere Gegenden benachtheiligt werden, indem ſich das Privat⸗ 
Capital natürlich den Bahnen zuwendet, bei denen der Staat die Zinſen ga⸗ 
rantirt. Wenn man für eine Strecke die Garantie übernimmt, ſo werden 
' dann mit demſelben Rechte Anſprüche aus andern Gegenden geltend gemacht, 
und es werden überall dieſelben Gründe der Landeswohlfahrt, der militäri⸗ 

ſchen Zwecke ꝛc. vorgebracht werden. Ich bin deshalb der Meinung, daß man 
den Staatsſäckel nicht mit ſolchen Verpflichtungen überlaſten darf, die zur Zeit 
einer Ktiſis, im Kriegsfalle ꝛc. ſehr drückend fein lönnen. Vom Staate kann 
man nur verlaugen, daß er die Verkehrsbeſchränkungen aufhebt; möge er die 
Schwierigkeiten der Circulation des Geldes durch die Aufhebung des Bank⸗ 
monopols beſeitigen und der Entwickelung des Wohlſtandes nicht durch die 
Hinderung der Privatbanken entgegentreten, jo daß es uns möglich wird, 
wenn es nöthig iſt, jo viel Mittel flüſſig zu machen, wie dies in großartiger 
Weiſe in Amerika geſchehen iſt; damit wir, wenn wir z. B. im letzten Kriege 
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Verlegenheit nicht zu dem elendeſten Auskunftsmittel des Papiergeldes zu 
greifen gebraucht hätten. Meine Herren! Es iſt nicht wohl angebracht für 
eeine Landesvertretung, den großen Wohlthaͤter ſpielen zu wollen und dem 
Staate dadurch ſchwere Laſten aufzuerlegen, die ihn zur Zeit einer Kriſis er⸗ 
b drücken können. (Beifall links.) 
EN”. Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Der Vorwurf, daß ich principiell für 
insgarantien wäre, iſt nicht gerechtfertigt; vor etlichen Jahren habe ich mich 
bon dagegen ausgeſprochen, jo wie heut; ich habe aber damals ſchon geſagt, 
daß es einzelne Falle gäbe, wo Ausnahmen gemacht werden müßten. — 
Wenn aber der Herr Vorredner ſpricht von der Bevorzugung einer Provinz 
vor der andern, ſo iſt dies vollſtändig ungerechtfertigt; bon einer Bevorzu⸗ 
gung iſt gar nicht die Rede. Habe ich denn Garantien beantragt für die 
Oſtpreußiſche Südbahn oder für die Tilſit⸗Inſterburger Bahn? Nein, ſondern 
ich habe die Privat⸗Induſtrie und das ausländiſche Capital dort wirthſchaften 
laſſen. Bei der hier fraglichen Bahn iſt übrigens nicht nur die Provinz 
Pommern, ſondern auch die Provinz Preußen betheiligt. Die Staatseinkünfte 
b allerdings gemeinſames Eigenthum aller Provinzen, die Steuern bringen 
aber mehr ein, wenn ein Land reich iſt. Wenn man nun Provinzen hat, wo 
viele Reichthümer ſchlummern, wie Poſen und res fo liegt es nicht 
nur im Intereſſe der 3 ſondern auch des Staatsſäckels, dort zu me⸗ 
lioriren. Das iſt keine Wohlthat, ſondern die richtige Operation eines guten 
Hausvaters. Ich bin Ant g daß, wenn man für die Intereſſen der Pro⸗ 
vinz Pommern etwas thut, ſich dies nicht mit 5 pCt., ſondern mit 100 pCt. 
verzinſen wird. (Be fall rechts.) 


Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen. Es folgt die Specialdiscuſſion 


über § 1. 
SE Ref. Abg. Dr. Becker befürwortet die Annahme deſſelben. Die eigen: 
ſttzhumliche Lage des Landes, welche bewirke, daß die Privatſpeculation fi 
0 zurüdziehe, mache es wünſchenswerth, hier eine Ausnahme von der Regel zu 
machen und die Zinsgarantie zu genehmigen. So ſchlimm, wie einige pom⸗ 


Irre. 
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merſche Abgeordnete die Sache darſtellen, ftebt es aber doch nicht mit der Alt 


A Veernachlaſſigung Pommern: in Pommerns kommt ſchon auf 10 Quadrat⸗ 
meilen eine Meile Eiſenbahnlänge, in der . Preußen aber erſt auf 
14 Quadratmeilen, und von den Opfern im Betrage von 880,000 Thlr., die 


der Staat 772 als Zuſchuß für ſchlecht rentirende Eiſenbahnen zu zahlen füh 


bat, werden für die Provinz Pommern allein 800,000 Thlr. verausgabt. Die 
Commiſſion empfiehlt ihnen aber die Bewilligung der Garantie, um den 
Bau der Bahn Pin fördern, mit billiger Berüſchlſgung der Schwierigkeiten, 
mit denen das Land zu kämpfen hat und in der Hoffnung, daß andere Ver⸗ 
tehrsverhältniſſe ſich dort entwickeln werden. 
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Unglück gehabt und der Krieg länger gedauert hätte, in unſerer finanziellen | g 
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85 wird darauf mit großer 1 eventuell angenommen. 
3 folgt die Berathung über § 2. 

Abg. Hübner vertheivigt fein Amendement und bekämpft den Commiſſions⸗ 
Antrag. Das Haus ſoll doch endlich den Principienſtreit verlaſſen und ſich 
auf realen Boden ſtellen. Sein Amendement ſei juridiſch correcter gefaßt 
als das Vincke' che; er werde jedoch event. auch für dieſes ftimmen; jedoch 
verwahre er ſich dagegen, daß man aus dieſer Abſtimmung ein Präjudiz für 
die Anſichten ſeiner Pariet in der vorliegenden Streitfrage überhaupt her⸗ 
leiten wolle. i 

Abg. Tweſten: Es handelt ſich hier um die Anwendung der Verfaſſung 
auf einen ſpeciellen Fall, nicht um eine Declaration, ſondern um die Ver⸗ 
binderung einer falſchen Auslegung. Bei allen früheren Garantien haben wir 
eine ſolche Klauſel nicht für ndihig gehalten, da aber die Regierung bei der 
Köln⸗Mindener Angelegenheit unſer Recht in einem mit Millionen in's Gewicht 
fallenden Falle nicht geachtet hat, ſo kann man uns jetzt nicht vorwerfen, daß 
wir an Theorien haften. Da die Regierung aber ſich Uebergriffe erlaubt und 
noch nicht zugeſtanden hat, daß ſie dieſen Grundſatz aufgeben will, bleibt uns 
nichts übrig. Man könnte ſagen, die Annahme des Antrages v. Vincke ge⸗ 
nüge, da damit in dieſem Falle das Recht des Landes gewahrt werde, wir 
müfjen aber jede praktiſche Gelegenheit benützen, um perſaſſungswidrige Grund⸗ 
fäge zu bekämpfen. Gegen die Annahme der Reſolution muß ich mich erflä: 
ren. Wir haben in der Köln⸗Mindener Frage auch eine Reſolution gefaßt; 
fie ift erfolglos geblieben. Laſſen wir dem blinden Schuß jetzt einen ſcharfen 


Schuß folgen. (Bravo links.) 
Abg. Graf Schwerin: Ich erkenne das große Intereſſe, welches der 
Gegenſtand für die e Pommern hat, mit dem Abg. Michaelis (Stettin) 
als der Vater dieſes § 2 gilt, ſchwere Rechtsbe⸗ 
Herr Miniſter iſt ſoweit gegangen, als mög: 


denken gehabt haben muß. Der jo 0 
lich, indem er für den vorliegenden Fall das Princip anerkennen will. J 
habe aber geglaubt, manchen Mitgliedern des Hauſes werde es erwünſcht ſein, 
bei dieſer Gelegenheit ihre Anſicht auszuſprechen; deswegen habe ich den An⸗ 
trag auf die Annahme einer Reſolution geſtellt. Es freut mich, daß der Ab⸗ 
geordnete Tweſten Reſolutionen im Allgemeinen für blinde Schlüſſe hält, bes 
merke ihm aber, daß, wenn ein ſcharfer Schuß dem blinden folgen ſoll, er 
doch gegen den gerichtet werden muß, dem auch der blinde galt. Das iſt hier 
aber nicht der Fall: hier trifft der ſcharfe Schuß das Land, welches dadurch 
ſehr geſchädigt wird. 

Nach Schluß der Discuſſton erhält noch das Wort > 

Ref. Abg. Dr, Becker: Ich ſchließe mich zunächſt ganz den Ausführungen 
des Abg. Tweſten an. Man kann zugeben, vaß dies Geſetz ein abnormes iſt, 
es iſt aber durch das abnorme Verhalten der Regierung nothwendig geworden. 
(Sehr richtig! links.) Aber der Paragraph wendet ſich nicht nur an die Re⸗ 
gierung, ſondern auch an die Leute, welche geſonnen ſind, auf Koſten des 
Rechtes Privatgeſchäfte zu machen. (Bravo!) Die Commiſſion hat geglaubt, 
ſich nicht auf die ſpecielle Frage beſchränken zu dürfen, ſondern das Princip 
klar ſtellen zu müſſen. In Betreff der Amendements würde ich mich für den 

all ber Verwerfung für das Amendement v. Binde erklären, für die Reſo⸗ 
tion dagegen kann ich mich nicht ausſprechen. > 

Nachdem der Abg. Hübner fein Amendement zurückgezogen, wird über 82 
des Commiſſions⸗Antrages namentlich abgeſtimmt und derſelbe mit 152 geyen 
133 Stimmen verworfen. (Gegen ihn ſtimmen mit den Conſervativen 
und Altliberalen die Abgg. Schmidt (Randow), Röpell, Stavenhagen, die 
Polen; für ihn die Katholiken mil den Fractionen der Linken.) Darauf wird 
das Amendement v. Vin cke mit großer Majorität angenommen, desgl. 
$ 3 („Unſer Finanzminiſter u. |. w. wird mit der Ausführung beauftragt“) 
und ſchließlich unter dem Beifall der Rechten das ganze Geſetz mit der 
durch das Amendement v. Binde bedingten Aenderung der Ueberſchriſt deſ⸗ 
en \ Sär das ganze Geſetz ſtimmen unter Anderen auch Tweſten und 
v. Hoverbeck.) 

Auf Vorſchlag des Präſidenten wird beſchloſſen, die beiden andern Punkte 
der Tagesordnung nicht mehr zu berathen. Vor Schluß der Sitzung erhält 
noch das Wort 5 

Handelsminiſter Graf v. Itzenplitz. Auf Grund allerböchſter Ermäch⸗ 
tigung habe ich dem Haufe einen Geſetzentwurf vorzulegen. (Bewegung.) Es 
iſt bekannt, daß das Haus Thurn und Taxis N noch in weit aus⸗ 

edehnten Theilen Deutſchlands Poſtrechte befikt. s iſt gelungen, einen 
Vertrag abzuſchließen, wonach das ganze Poſtrecht incluſive der Gebäude 
und des Inventars an Preußen für 3 Millionen Thaler verkauft wird. (Be⸗ 
wegung.) Ich gebe anheim, das Geſetz den vereinigten Commiſſionen für 
Finanzen und Zölle und für Handel und Gewerbe zu überweiſen. 

Abg. v. Vincke empfiehlt Schlußberathung, da die Sache doch einfach 
und klar ſei, Abg. Virchow mit Rückſicht auf die Größe des Objectes Ver⸗ 
weiſung an die Commiſſionen wie der Miniſter es vorgeſchlagen. Präſident 
v. Forckenbeck durchblättert das Actenftüd, das aus 20 Artikeln beſteht 
und räth dem Hauſe, die bezeichneten Commiſſionen zur mündlichen Bericht⸗ 
erſtattung G ermächtigen. 

Abg. Graf Schwerin für Schlußberathung gegen die Bevormundung 
des Hauſes durch die Commiſſionen, eventuell für den Vorſchlag des Prä⸗ 
ſidenten. Abg. Lasker ebenfalls für Verweiſung an die Commiſſ onen, da 
es ſich wahrſcheinlich um Uebernahme der Thurn und Taxis'ſchen Beamten 
auf den Etat handle und nicht blos um die 3 Millionen. Abg. Rohden 
desgleichen, da die Regierung ſelbſt ſich mit der Vorfrage befhäftigt habe, ob 
das fürſtliche Poſtregal in der That ablösbarer Natur ſei und man doch zuvor 
von dieſer Unterſuchung Kenntniß erhalten müſſe. 

Abg. Virchow: Die Commiſſionen „bevormunden“ nicht das Haus, ſon⸗ 
dern informiren es und bereiten ſeine Beſchlüſſe vor. Griffe die Anſchauung 
des Grafen Schwerin Platz ſo würden die Verhandlungen des Hauſes bald 
einen ſehr ſtürmiſchen Charakter annehmen, 

Das Haus tritt der Anſicht des Präſidenten bei und verweiſt die Vorlage 
an die Commiſſion zum Zwecke mündlicher Berichterſtattung. 

Schluß 3% Uhr. Naächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. Tagesordnung: 
Fortſetzung der heutigen. 


21. Sitzung des Herrenhauſes. 


Eröffnung 11% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Minift r⸗ 
tiſch Graf zur Lippe und drei Regierungs⸗Commiſſarien, ſpäter Miniſter des 
Innern Graf zu Eulenburg, Graf Fürſtenberg⸗Stamheim iſt in das 
fle eingetreten. Derſelbe erklärt, den Eid auf die Verfafjung bereits ge: 
eiſtet zu haben. : 

Die Tagesordnung beginnt mit nochmaliger Abſtimmung und Annahme 
des Amendements zu dem Geſetze über die Regelung der directen Be⸗ 
ſteuerung im Fürſtenthum Hohenzollern in Bezug auf die Entſchädi⸗ 


ung. 
82 folgt das Geſetz über die definitive Unterbertheilung und 
Erhebung der Grundſteuer in den 6 öſtlichen Provinzen, welches ohne 
Debatte nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes angenommen wird. 
Eme damit in Verbindung ſtehende Petition des Randower Kreiſes wird nach 
Antrag der Commiſſion durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow el die Ausführungen des Vorredners lebhaft 
an. Wir haben das unbeſtreitbare Recht, nach unſerem eigenen Ermeſſen 
Beſchlüſſe zu faſſen. Wir machen dem Miniſterium Vorwürfe, daß es dem 
Willen des ya ann nachgiebt und Sie wollen, wir follen unſer 
u Recht aufgeben und uns dem zweiten Haufe beugen? Das Herrenhaus 
ann ſtolz ſein, der Vorlage der Staatsregierung ſo conſervative, auf geſun⸗ 
den Principien bafirende Vorſchläge gegenüber geftellt zu haben. 

uſtizminiſter Graf zur Lippe: Es find der Regierungsvorlage Vor: 
würfe gemacht worden, die ich zurückweiſen muß. Es joll dieſe Vorlage der 
Ausläufer einer revolutionären Richtung ſein; ich glaube aber, daß ſie ganz 
conſervativ ift; denn ich halte für conſervativ, Inſtitutionen in lebensſähigen 
Geſtalt weiter zu führen, und das, was die Zeit vernichtet hat, aufzugeben. 


Das, was für die Grundbeſitzer nothwendig ift, der Credit, ſoll durch dieſe N 


Vorlage geſichert werden. Wenn aber gefragt wird, ob die pommerſchen 
Lehen ſchon jetzt zu dem hefeſtigten Grundbeſitz gehören, fo iſt dieſe Frage zu 
verneinen. Ein jeder Grundbeſitzer hat das Recht, über ſeinen Beſitz nach 
Belieben zu verfügen. 

Die Berathung wendet ſich zu dem Geſetze, betreffend die Aufhebung 
der Einzugsgelder und gleichartigen Communal⸗Abgaben. Die Commiſ⸗ 
fion empfiehlt . des Geſetzes. Berichterſtatter iſt Frhr. v. Tettau. 
Herr v. Senfft⸗Pilſach wünſcht Ausdehnung des Geſetzes auch auf die 
Dörfer, er beantragt deshalb getheilte Abſtimmungen für die Paragraphen 1 
und 2. Der Regierungs⸗Commiſſar Geh. Regierungsrath v. Böttcher er⸗ 
Härt ſich dagegen. 

Es folgt das Geſetz über die Auflöſung des Lehnsverbandes in 

„ Vor⸗ und Hinterpommern und die Abänderung der Lehns⸗ 
taxe. Berichterſtatter iſt Herr Dr. Homeyer. Die Commiſſion beantragt 
Annahme des Geſetzes mit den von ihr 9 mehrfachen Abänderungen. 
Der Berichterſtatter motivirt und empfiehlt dieſe letzteren in längerer Aus: 
rung. — An der Debatte betheiligen ſich die Herren v. Wedell, v. Klutzow, 
b. Below, Graf — 2 (Während der Debatte iſt der Cultusminiſter don 
Mühler en er er letztgenannte Redner ſpricht für Verwerfung der 
Commiſſions⸗Anträge und betont die durch dieſelben in Zweifel gekommene 
Nothwendigkeit, ein Geſetz zu Stande zu bringen. 1 5 

Das Haus ſoll ſich als ſelbſtſtändige Corporation ausſprechen, ich bin ein 


hen ſolcher Köͤrperſchaften. Wir haben aber in Preußen gleichberechtigte 
Factoren der Geſetzgebung, und wenn ein 5 als abſolut ae 
Corporation gerirt, fo iſt ein parlamentariſches Leben und Zuſammenwirken 
nicht denkbar. Dies letztere ſetzt ſich eben aus Compromiſſen zuſammen und 
wenn ein Factor die gegenwärtigen Verhältniſſe richtig erkannt zu haben 
glaubt, ſo iſt das wohl von Wichtigkeit für die Entſchließungen des anderen 
Factors. Es iſt fraglich, ob Ihr Entwurf im anderen Hauſe die Zuſtimmung 
finden wird; jedenfalls warne ich Sie davor, die 3 der Commiſſion 
für den § 13 anzunehmen, das würde der Verwerfung des Geſetzes gleich⸗ 
kommen und die Intereſſen der Provinz Pommern erheblich ſchädigen. — 
Nachdem der Herr Graf Schwerin für die Regierungsvorlage und Herr 
v. Plötz für die Commiſſionsanträge das Wort genommen, ſchließt die all⸗ 
gemeine Debatte. 

§ 1 wird ohne Debatte, $ 2 unter Verwerfung eines Amendements von 
Plötz, nach der Regierungsvorlage und die SS 3—5 ebenſo angenommen. 
Die §§ 6—12 find von der Commiſſion neu hinzugefügt. Dieſe Paragraphen 
werden faſt ohne Debatte angenommen. — Der von dem Juſtizminiſter aus 
der Verwerfung gleichſtehend bezeichnete § 13 lautet: Lehngutsbeſitzer, welche 
als ſolche zum Herrenhauſe präſentirt und in daſſelbe berufen worden ſind, 
verlieren durch die Allodification des Hauſes in Folge dieſes Geſetzes nicht 
ihre Qualification für das Herrenhaus, ſo lange das Gut ununterbrochen in 
den Händen des gegenwärtigen Beſitzers bleibt. 

Hr. v. Bernuih hält die Annahme dieſer Beſtimmung für unmöglich. 
Der Inhalt habe weit weniger mit den pommerſchen Lehen als mit einer 
Abänderung der Verordnung von 1854 über die Bildung der erſten Kammer 
lietzigen Herrenhauſes) zu ſchaffen. Sollte man dennoch den Vorſchlag anneh⸗ 
men wollen, ſo beantrage Redner, die Worte „in Folge dieſes Geſetzes“ zu 
verändern in: „in den Fällen des § 2 Nr. 1 und 2 dieſes Geſetzes“. Nach 


ch] längerer Debatte wird das Amendement v. Bernuth abgelehnt, ebenſo 


§ 13 verworfen. Dafür ſtimmen nur die Herren v. Kleiſt⸗Retzow und 
v. Kröcher. Demnächſt werden die 88 14—17 nach der Commiſſionsfaſſung 
angenommen. Ebenſo die ſolgenden Beſtimmungen des Geſetzes bis zum 
Schluß. In der von der Commiſſion vorgeſchlagenen Faſſung wird das Geſetz 
nunmehr zur Abſtimmung gebracht. Der Präſident erklärt, daß die Majorität 
ſich für die Annahme erklärt hat. 

Herr Baron v. Sobeck: Ih bezweifle, daß das Haus beſchlußfäbig iſt. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Wir ſind in der Abſtimmung; dieſer Einwand 
iſt nicht mehr zuläffig. ; 

Präſident Herr zu Stolberg⸗Wernigerode: Ich conftatire, daß die 
Majorität der Anweſenden ſich für die Annahme des Geſetzes in der Com⸗ 
miſſionsfaſſung erklärt hat, werde jedoch durch Zählung die angezweifelte Be⸗ 
ſchlußfähigkeit feſtſtellen laſſen. Ich bitte Platz zu nehmen. (Die Zählung 
geſchieht vom Bureau aus.) 

Präſident: Drei von uns haben 61, einer nur 60 Anweſende gezählt, 
wir find alſo in jedem Falle beſchlußfahig und das Geſetz iſt angenommen 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 12 Uhr. a 


Berlin, 28. Jan. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Kaufmann und Schiffscheder F . Chriſtian Daniel Dreyer zu Altona 
den Charakter als Commercien⸗Rath verliezen. 

Berlin, 29. Januar. [Die Beſſerung im Befinden Sr. 
Majeſtät des Königs) macht die erfreulichſten Fortſchritte. Se. 
Majeſtät nahmen im Laufe des Vormittags den Vortrag des General⸗ 
Majors und General⸗Adjutanten v. Tresckow entgegen und arbeiteten 
dann mit dem Miniſter⸗Präſidenten, dem Kriegs⸗Miniſter und dem 
Wirklichen Geheimen Rath von Savigny. 

[Se. Königliche Hoheit der Kronprinz) empfing am Vor⸗ 
mittage des geſtrigen Tages den General⸗Major von Stoſch und den 
General-Lieutenant von Manſtein. Um 3 ½ Uhr ſtattete Ihre Majeſtät 
die Königin Wittwe einen Beſuch im kronprinzlichen Palais ab. Um 
5 Uhr beehrten Ihre Koͤniglichen Hoheiten der Kronprinz und die Kron⸗ 
prinzeſſin mit Ihren Hohen Gäſten die Vorleſung im Schauſpielhauſe 
mit Ihrer Gegenwart und begaben Sich von dort in das Wallner⸗ 
Theater. (St.⸗A.) 

[Die Bevollmächtigten der norddeutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten] waren geſtern Nachmittag zu einer Conferenz im Staats⸗Mini⸗ 
ſterium verſammelt, in welcher der Hr. Miniſter⸗Präſident Graf Bis⸗ 


marck erſchien. Heute Mittag hatten die Bevollmächtigten ebenfalls im 


Staats⸗Miniſterium eine Zuſammenkunft, die jedoch nur den kurzen 
Zeitraum von % Stunden in Anſpruch nahm. 


[Militär⸗Wochenblatt.] v. Otterſtedt, char. r vom 3. 
Garde⸗Gren.⸗Regt. Königin Eliſabeth, v. Trotha, v. Wrochem J., b. Wrochem II., 
v. Haugwitz, Unteroffiziere von demſ. Regt., zu gl ge befördert. von 
Gellhorn, Pr.⸗Lt. vom 2, Niederſchl. Inf.⸗Regt. Nr. 47, zum Hptm. u. Comp.s 
Chef, Müller IL, Sec.⸗Lt. von demſ. Regt., zum Prem.⸗Lt., Gumprecht, char. 
Port.⸗Fähnr. von demſ. Regt., Menze, Unteroff. von demſ. Regt., Clarus, Musk. 
von demſ. Regt., zu Port.⸗Fähnrs., v. Normann, Sec.⸗Lt. vom 3. Niederſchleſ. 
Wee Nr. 50, zum Prem.sLieut. befördert. v. Stückradt, Sec.⸗Lt. vom 
Weſtfäl. Füf.⸗Regt. Nr. 37, in das 1. Schleſ. Drag⸗Regt. Nr. 4 verſetzt. 
Baron v. Hundt u. Alt⸗Grottkau, Prem «it. vom 1. Schleſ. Grenadier⸗Regt. 
Nr. 10, zum Hptm. u. Comp.⸗Chef, v. Klöſterlein, Sec.⸗Lt. von demſ. Regt., 
zum Prem.⸗Lieut., v. Hillner, Hpim. u. Comp.⸗Chef vom 1. Poſ. Inf.⸗Regt. 
Nr. 18, zum Major, Offermann, Pr.⸗Lt. von demſ. Regt., zum Hptm. und 
Comp Chef, Rasper, v. Wieſe⸗Kaiſerswaldau I, Sec.⸗Lts. von demſ. Regt. 
zu Prem.⸗Lt .., Frhr. v. Ciettritz- Neuhaus, char. Port. Fähnr. vom Schleſ. 
Füſ.⸗Regt. Nr. 36, zum Port.⸗Fähnr., v. Böhn, Sec.⸗Lt. vom 4. Niederſch 
Inf.⸗Regt. Nr. 51, zum Prem.⸗Lt., Hellmar, — 5 vom I, Oberſchl. Inf. 
Regt. Nr. 22, v. Keſſel, Unteroff. vom 3. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 62, zu 
Port.⸗Fähnrs., Oettinger, Port.⸗Fähnr. vom 4. Oberſchl. Inf.⸗Regt. Nr. 63, 
zum Sec.⸗Lt., v. Buße, v. Ziethen, Graf zu Dohng I., Graf zu Dohna II., 
Gefr. vom 1. Schleſ. Huſ.⸗Regt. Nr. 4, zu Port⸗Fähnrs. befördert. Gra 
d. Haugwitz, Sec.Ll. von der Cav. 1. Aufg. 3. Bats. (Oppeln) 2. Oberſch 
Landw.⸗Regts. Nr. 23, im ftehenden Heere, und zwar als Sec.⸗Lieut. im 2. 
Schleſ. Huſaren⸗Regt. Nr. 6 angeſtellt. John, Sec. Lt. vom 2. Schleſiſchen 
Grenadier Regiment Nr. 11, zum Premier⸗Lieutenant, v. Ebertz, v. Stock⸗ 
baufen, Unteroff. von demſelben Regiment, zu Portepee⸗Fähnrichs befördert. 
Kaup, Hauptm. und Comp. Chef im Jäger⸗Bat. Nr. 10, unter Beförderung 
zum Maj., in das Schleſ. Füſ.⸗Regt. Nr. 38 verſetzt. v. Poſer, Hauptm. 
und Comp.⸗Chef vom Garde⸗Füſ.⸗Regt., als Halbinvalide mit Penſion nebft 
Ausſicht auf Anſtellung in der Gendarmerie, ausgeſchieden und zu den beur⸗ 
laubten Offiz. 2. Aufg. 2. Bats, (Breslau) 1. Garde⸗Gren.⸗Landw.⸗Regts. 
übergetr. v. Frankenberg⸗Proſchliß, Gr. v. Schaffgotſch, Pr.⸗Lts. v. d. Cav. 
2. Aufg. 2. Bats. (Breslau) 1. Garde⸗Gren.⸗Landw.⸗Regts. zu Rittmeiſtern 
befördert. Steppubn, Weitzenmiller, Sec.⸗Lts. vom 2. Aufgebot 2. Bataill, 
(Wohlau) 1. Oſtpreuß. Regiments Nr. 1, zu Prem. ⸗Lieutenants befördert. 
Kaderſch, Pr.⸗Lt. vom 1. Aufg. 1. Bats. —.— 1. Niederſchleſ. Regiments 
Nr. 6, in das 1. Bat. (Conitz) 4. Pomm. Regts. Nr. 21 einrangirt. Richter, 
Sec. Lt. von der Art. 1. Aufg. 3. Bats. (Oppeln) 2. Oberſchleſ. Regts. Nr. 
23, in das 1. Bat. (Spandau) 3. Brandenb. Regts. Nr. 20, Hellwig, Sec.⸗ 
Lt. vom 1. Aufg. 3. Bats. (Löwenberg) 2. Niederſchleſ. Regts. Nr. 7, in das 
3. Bat. (Potsdam) 3. Brandenb. Regts. Nr. 20, Goldammer, Sec.⸗Lt. von 
der Art. 1. Aff. 3. Bats. ag J. Niederſchleſ. Regts. Nr. 6, in das 
2. Bat. (Burg) . Magdeb, . r. 26, Breslau, Sec.⸗Lt. vom 2. Aufg. 
1. Bats. (Gleiwitz) 1. . ef. Regts. Nr. 22, einrangirt. Luhe, Zahn, 
Barhemi , Sg ale. dom 1. Aue 1. Au. Jae 2 Niederſchlef. Regts. 
r. 7, Bedau, Vietſch, Sec.⸗Lts. vom 1. Aufg. 2. Bats. (Hirſchberg) 2. Nies 
derſchleſ. Regts. Nr. 7, Gr. v. Stoſch, Günther, Sec.⸗Ets. vom 2. Aufg. deſſ. 
Bats., Dame, Nixdorf, Goering, Sec.⸗Lts. vom 1. Aufg. 3. Bats. (Löwen⸗ 
berg) deſſ. Regts., Sonn, Sec.⸗Lt. von der Cav. 2. Aufg. deſſ. Bats,, Floeter, 
Sec. Lt. vom 2. Aufg. 1. Bats. (Polniſch⸗Liſſa) 2. Poſ. Regts. Nr. 19, dieſer 
unter Deus in das 1. Aufgebot, zu Premier « Lieutenants, Dihr⸗ 
berg, Vice⸗Wachtmeiſter vom 3. Bataillon (Krotoſchin) 2. Poſener Regiments 
Nr. 19, zum Seconde⸗Lientenant bei der Cavallerie 1. Aufgebots befördert. 
Koſchwitz, Sec. Lieut. vom 1. Aufg. 1. Bats. (Görlitz) 1. Niederſchleſ. Regts. 
Nr. 6, in das 2. Bat, (Freyſtadt) deſſ. Regts., v. Rebeux⸗Paſchwiz, Sec. Et. 
vom 2, Aufg. 1. Bats. (Franlfurt) 1. Brandenb. Regts. Nr. 8, in das 1. Bat. 
5 2. Niederſchleſ. Nr. 7, Wernicke, Sec⸗Lt. vom 1. Aufg. 1. Bats. 
(Frankfurt) 1. Brandenb. Regts. Nr. 8, in das 2. Bat. (Hirſchberg) 2. Nieder⸗ 
1 Regis. Nr. 7 einrangirt. Weichert, Behrens, Sec ts. vom 1. Aufg. 
1. Bats. (Breslau) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 10, zu Pr.⸗Ets., v. Eicke, Br.s 
Lt. von der Cab. 2. Aufg. 2. Bats. (Brieg) 4. Nieverichlei. Reg, Nr. 11, 
zum Rittmeiſter, v. Skrbensly, Sec.⸗Lt. don der Cav. 2. Aufg. 2. Bats. 
67 1, Oberſchleſ. Regts. Nr. 22, Wentzel, Häniſch, Sec.⸗Lts. dom 1. Aufg. 
. Bats. (Ratibor) 1. Oberſchleſ. Regts. Nr. 22, Grützner, Elsner, Sec.⸗Lts. 
vom 1. Aufg. 1. Bats. (Neiſſe) 2. Oberſchleſ. Regts. Nr. 23, Wanjura, Stock⸗ 
mann, Sec. Lts. vom 2. Aufg. 2. Bats. (Gr.⸗Strehlitz) 2. Oberſchleſ. Regts. 
Nr. 23, u Pr.⸗Lts., Perſecke, Reuter, Vice⸗Wachtmſtr. vom 3. Bat. (Oppeln) 
2, Oberſchleſ. Regts, Nr. 23, zu Sec.⸗Lts, bei der Gab, 1. Aufg. befördert, 


— 


— 


Scharff, Sec. Lt. vom 1. Aufg. 2. Bats. (Gr.⸗Strehlitz 2, Oberſchleſ. Regts. 
Nr. 23, in das 2. Bat. (Oels) 3. Fre a Regts. 9. 10, 171 5 
mann von den Pionn. 2. Aufg. 2. Bats. (Koſel) 1. Oberſchleſ. Regts. Nr. 22, 
in das Bat. (Wohlau) Nr. 38, Drexler, Sec.⸗Lt. vom 1. Aufg. 1. Bats. 
Gleiwitz) 1. Oberſchleſ. Regts. Nr. 22, in das 3. Bat. (Ratibor) deſſ. Regts., 

raf v. Francken⸗Sierſtorpff, Sec.⸗Lt. von der Cab. 1. Aufg. 2. Bats. (Brühl) 
2. Rhein. Regts. Nr. 28, in das 1. Bat. (Neiſſe) 2. Oberſchleſ. Regts. Nr. 23, 
Jäger, Sec.⸗Lt. vom 1. Aufg. 1. Bats. (Breslau) 3. Niederſchl. Regts. Nr. 10, 
in das 1. Bat. (Trier I) 4. Rhein. Regts. Nr. 30 einrangirt. v. Haas, 
Oberſt vom 8. Pomm. Inf ⸗Regt. Nr. 61, mit Penſ. und der Uniform des 
2. Thür. Inf.⸗Regts. Nr. 32, der Abſchied bewilligt. v. Madaf, Oberſt⸗Lt. 
und etatsm. Stabsoff, vom Magdeb. Kür.⸗Regt. Nr. 7, mit Penſ. und der 
Regts.⸗Unif. der Abſchied bewilligt. v. Köppen, Oberſt⸗Lt. vom 4. Poſ. Inf.⸗ 
Regt Nr. 59, als Oberſt mit Penſ. nebſt Ausſicht auf Civilverſorgung und 
der Re gts.⸗Unif. der Abſchied bewilligt. v. Haine, Major vom 4. Niederſchl. 
a Nr. 51, mit Penſ. und der Regts.⸗Unif., v. Hoffmannswaldau, 
Pr.⸗Lt. vom Schleſ. Füſ.⸗Regt. Nr. 38, mit Penſ. der Abſchied bewilligt. 
v Gotzkow, Oberſt⸗Lt. vom 6. Weit. Inf.⸗Regt. Nr. 55, mit Penſ. und der 
Regts.⸗Unif. der Abſchied bewilligt. v. Aigner II., Sec.⸗Lt. vom 2. Schleſ. 
Gren.⸗Regt. Nr. 11, mit Penſ. nebſt Ausſicht auf Civilverſorgung und der 
Regts.⸗Unif. der Abſchied bewilligt. v. Fabeck, Gen.⸗Major & D. in Pots⸗ 
dam, zuletzt Commandeur der 3. Inf.⸗Brig., der Char, als Gen.⸗Lieut. ver⸗ 
liehen. Krüger, Oberſt⸗Lieut, und Etappen⸗Inſp. zu Hildesheim, mit feiner 
bisherigen Uniform der Abſchied bewilligt. v. Uthmann, Oberſt⸗Lieut. a. D. 
u Schweidnitz, früher Major und Bataillons⸗Commandeur im 23ſten 
e ausnahmsweiſe der Charakter als Oberſt verliehen. 

raf v. Zedlitz⸗Trützſchler, Sec.⸗Lt. von der Cav. 1. 1 2. Bats. (Breslau) 
1. Garde⸗Gren.⸗Landw.⸗Regts., der Abſchied bewilligt. Reimann, Pr. Lieut. 
bon der Cab. 2, Aufg. 3. Bats. (Glogau) 1. Niederſchleſ. Regts. Nr. 6, als 
Rittmeiſter mit feiner bisher. Uniform, wie ſolche bis zum Erlaß der Cab. 
Ordre vom 2. April 1857 getragen wurde, der Abſchied bewilligt. Koſche, 
Pr.⸗Lt. a. D., zuletzt Sec.⸗Lt. vom 2. Aufg. 1. Bats. (Jauer) 2. Niederſchl. 
Regts. Nr. 7, die Erlaubniß zum Tragen der Unif. dieſes Regts., wie ſolche 
bis zum Erlaß der Cab.⸗Ordre vom 2. April 1857 Favagg wurde, ertheilt. 
v. Heydebrand und der Laſa, Rittmeiſter von der Cav. 2. Auf. 2. Bals. 
(Brieg) 4. Niederſchleſ. Regts. Nr. 11, Grande, Hauptm. vom 2. Aufgebot 
1. Bats. (Breslau) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 10, Stirius, Pr.⸗Lieut. vom 
2. Aufg. 2. Bats. (Coſel) 1. Pberſchef Regts. Nr. 22, als Hauptm, letzte⸗ 
ren beiden mit ihrer bisher. Uniform, wie ſolche bis zum Erlaß der Cabinets⸗ 
Ordre vom 2. April 1857 getragen wurde, allen dreien der Abſchied bewil⸗ 
ligt. v. Hantelmann, penſ. Bezirks⸗Feldwebel, bisher im 2. Bataillon (Oels) 
3. Niederſchl. Regts. Nr. 10, der Char. als Sec.⸗Vt. verliehen. Graff, Oberſt 
Keb der Stellung als Bezirks⸗Command. des Bats. Eſſen Nr. 36 ent⸗ 


Hannover, 27. Jauuar. [Die Preſſe. — Verleitung von 
Militärpflichtigen. — Das welfiſche Hausgut.] Da Redac⸗ 
teur und Drucker der „Deutſchen Volkszeitung“ bei 500 Thlr. Strafe 
bedeutet ſind, ſich der weiteren Herausgabe der Zeitung zu enthalten, 
andere Buchdrucker Anſtand nahmen, die Zeitung zu drucken, ſo geht 
die Partei jetzt mit dem Plane um, das Blatt in Minden wieder er⸗ 
ſcheinen zu laſſen und es ſollen vorbereitende Maßregeln bereits im 
Werke ſein. Ein Mitarbeiter und Förderer des Blatts, der ehemalige 
Aſſeſſor Ulrichs, der in feinem Wohnort Burgdorf Vorträge im anti: 
preußiſchen Sinne bielt, iſt nach Minden gebracht worden. Der Bürger⸗ 
meiſter des Orts, Amtsaſſeſſor Keil, welcher dieſe antipreußiſchen Be: 
ſtrebungen duldete, hat das ihm commiſſariſch übertragene Bürgermeiſter⸗ 
amt aufgeben und Burgdorf verlaſſen müſſen. — Der vor einigen 
Wochen nach Minden geführte, dann aber wieder dem hieſigen Ober⸗ 
gericht überwieſene Eiſen bahnwagenmeiſter Schulz iſt' ſchuldig befunden, 
zwei hannoverſche Militärpflichtige durch Geldunterſtützungen zur Ent⸗ 
weichung nach England verleitet zu haben. Aus den Verhandlungen 
in der Strafkammer ging hervor, daß Schulz im Auftrage eines Herrn 
ſo und ſo verfuhr, den er nicht nennen wollte und die Leute in Ham⸗ 
burg an einen Herrn v. Marienthal verwies, der eben kein Anderer war, 
als der jetzt wegen Verleitung zur Deſertion von dem Amtsgericht zu 
Uelzen ſleckbrieflich verfolgte ehemalige hannoverſche Lieutenant Scriba 
aus Marienthal. Der frühere Generalſecetär v. Klenck, der die 
19 Millionen nach London flüchtete, hat den dort Angekommenen den 
Rath gegeben, ſich nach Arbeit umzuſehen, ihnen aber Unterſtützungen 
nicht gegeben, ſo daß dle Betrogenen nur durch anderweitige Hilfe nach 
hier zurückkehren konnten. Schulz iſt zu ſechswoͤchentlicher Gefängniß⸗ 
ſtrafe verurtheilt, hat aber Berufung eingelegt. — Lord Loftus wird in 
Berlin die Herausgabe des welſiſchen Hausguts zum Gegenſtande von 
Verhandlungen machen. Der Miniſter a. D. Windthorſt wird ſich 


nach Berlin begeben als ſtaatsrechtlicher Beirath des engliſchen Bot⸗ i 


ſchafters, während Miniſter a. D. Erxleben hierſelbſt die finanzielle 
Seite der Angelegenheit bearbeitet. An den Wahlen zum nord⸗ 
deutſchen Reichstage wird dem Vernehmen nach das active Militär ſich 
für dieſes Mal nicht betheiligen. (N. 3.) 


München, 26. Jan. [Ein Conflict,] welchen General-Lieute: 
nant Stephan mit einem Nürnberger Bürger hatte, zog dem General 
einen ſtrengen Verweis von Seiten des Kriegs miniſters zu, von welchem 
officiell dem Abgeordneten für Nürnberg, Herrn Crämer, Mittheilung 
gemacht wurde. Der General verlangte, darüber erzürnt, ſofort ſeine 
Entlaſſung (obne Penſtonsbezug). Die Sache macht großes Aufſehen; 
das hieſige Offiziercorps ſteht entſchieden auf Seiten des Generals, der, 
zwar ſtrenge im Dienſt, doch wegen ſeiner Fähigkeiten und ſeiner bewie⸗ 
ſenen Bravour einer der geachtetſten und beliebteſten Offiziere der Armee 
iſt. Die Offiziere ergreifen auch darum die Partei Stephans, weil die 
Notification einer einem Offizier ertheilten Rüge an Civilperſonen dienſt⸗ 
lich ungewöhnlich und weil der Kriegsminiſter wegen eines Vorkomm⸗ 
niſſes im Felde, das den commandirenden General mit dem damaligen 
Oberſten und jetzigen Miniſter in Colliſion brachte, als Gegner Ste⸗ 


phans gilt. 
Auf 

© Warſchau, 27. Jan. [Erzwungene Luſtbarkeiten. — 
Willkür. — Paßweſen.] Wenn ein Fremder geſtern Abend vor 
dem Gebäude der hieſigen kaufmänniſchen Reſſouree vorbeikam, die 
prachtvolle Illumination ſah, welche die breite Straße vor demſelben 
bell beleuchtete, oder gar in das Innere gelangte, um die Pracht eines 
Balles anzuſtaunen, wie ihn Warſchau ſeit Jahren ſo großartig nicht 
geſehen, er würde in der That geglaubt haben, daß die Bürger unſerer 
Stadt beſondere Urſache zur Freude haben müßten und daß bei ihrer 
Wohlbabenheit eine ſolche Entfaltung von Pracht ihnen ein Leichtes ſei. 
Und wenn derſelbe Fremde erführe, daß die Bürger Warſchau's dieſen 
Ball zu Ehren des Statthalters gaben, müßte er nicht da überzeugt 
Werden, daß dieſe Bürger, entzückt über ihre durch weiſe Maßregeln der 
Regierung geſchaffene Wohlhabenheit, eben der Regierung und deren 
tellbertreter ihre Dankbarkeit in ſolenner Weiſe kundzugeben ſuchten? 
— Wie anders aber ſind die Verhältniſſe in der Wirklichkeit! Die 
Armuth Warſchau's hat einen furchtbaren Grad erreicht und iſt nur 
von dem der Provinz überboten, wo überall, namentlich in den kleinen 
Städten, Elend und Brotloſigkeit im ausgedehnteſten Sinne herrſchen. 
Die Niedergeſchlagenheit über die neuen, die Autonomie des Königreichs 
vernichtenden Einrichtungen, welche die bis jetzt noch geordnet erhaltenen 
uſtände in Chaos und Verwirrung bringen, iſt ungeheuer und allgemein. 
Unter ſolchen Verhältniſſen wäre der erwähnte Ball ein Räthſel, das 
aber in der Geneſis deſſelben feine Löſung findet. Vor mehreren Tagen 
nämlich ließ der Stadtpräſident, General Witkowski, einige der hervor⸗ 
ragendſten Bürger zu ſich kommen, erklärte ihnen, daß es wünſchens⸗ 
werth ſei, einen glänzenden Ball zu Ehren des Statthalters zu veranſtal⸗ 
ten, zu welchem Zwecke ſie unter feinen Aufpicien ein Comite zu bilden 
hätten. Sofort ernannte er die Mitglieder des Comite's, gab ihnen 


land. 
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eine Liſte der Bürger und hohen Beamten, welchen „Einladungskarten“ 
zuzuſchicken ſeien, und ſetzte den Preis einer ſolchen Karte auf 20, ſage 
zwanzig Rubel. Den Herren blieb nichts übrig, als ſich dieſer unlieb⸗ 
ſamen Aufforderung zu fügen. Auf Geheiß des Präſidenten ſollte der 
Ball 10,000 Rubel koſten, die ein Paar reiche Comite⸗Mitglieder vor⸗ 
ſchießen mußten. Wie wir hören, ſtellt ſich ein erheblicher Ausfall heraus, 
da trotz des Einſchüchterungsmittels des Kriegszuſtandes und trotz der 
Autorität des Präſidenten, der diesmal mit ganz beſonderem Nach⸗ 
druck den Abſatz der Karten betrieb, ein großer Theil derſelben un⸗ 
verkauft blieb. Ganz in derſelben officiöſen, von der Machtvollkom⸗ 
menheit des Kriegszuſtandes unterſtützten Weiſe werden Bälle auch 
in den Provinzial⸗Städten veranſtaltet. Wer wird da nicht an 
die Klage des Pfalmiften erinnert: „Diejenigen, die uns verhoͤhnen, 
fordern von uns Freude?“ — Von der rohen Willkür der nun⸗ 
mehr mit abſoluter Machtvollkommenheit ausgerüſteten Gouverneure 
wird von allen Seiten beinahe Unglaubliches berichtet. So z. B. hat 
der Gouverneur von Kaliſch, Fürſt Stſcherbietew, es verboten, daß in 
dem Gouvernements⸗Amte ein polniſches Wort geſprochen werde. Um 
dieſes Verbot zu handhaben, hat er in jedes Zimmer des Gubernial⸗ 
amtes einen Soldaten Lingeftellt, der nichts weiter zu thun hat, als 
Jedweden, Beamten oder dahin kommenden Privatmann, dem ein pol⸗ 
niſches Wort entſchlüpft, ohne Weiteres — hinauszuwerfen. — Die 
Zeitungen werden Ihnen den Wortlaut der Aufferderung des Moskauer 
Metropoliten wegen Geldſammlungen für die Frauen und Kinder der 
Candioten gebracht haben. Ohne auf die Urſachen des Kampfes 
eingehen zu wollen, meint der Metropolit, ſei es chriſtliche 
Pflicht, deren leidenden Angehörigen in der Noth zu helfen. 
Ganz richtig! Warum aber ſind viele Polen deportirt oder 
mit Contributionen belegt worden, als es bekannt wurde, daß ſie 
den Hinterbliebenen von im Aufſtande Gefallenen oder von Sibirien⸗ 
Sträflingen haben Unterſtützung zukommen laſſen? — Der Oberpolizei⸗ 
meiſter von Warſchau macht eine neue, das Paßweſen betreffende Ber: 
ordnung bekannt. Danach iſt die Unmöglichkeit, die Thore Warſchau's 
ohne einen Paß zu verlaſſen, ſo wie alle ſeit 1864 geltend geweſenen 
Chicanen, aufrecht erhalten. Nur in zwei Punkten iſt Erleichterung 
eingetreten: es wird nämlich von nun an ein Auslands paß, anſtatt wie 
bisher nur auf zwei Monate, auf 6 Monate ertheilt, und die Zeit 


eines Inlandspaſſes iſt von ½ auf ein Jahr verlängert. 


meri ka. 

New⸗Jork, 9. Jan. [Die Stellung . Eine neue Nieder⸗ 
lage hat der Präſident erlitten, indem beide Häufer fein Veto gegen den Ge⸗ 
ſetzvorſchlag, der in dem Diſtricte Columbia allen Männern ohne Rückſicht 
auf die Hautfarbe das Stimmrecht verleiht, mit der verfaſſungsmäßigen Zwei⸗ 
drittel⸗Majorität umſtürzten; und nun hat das Haus der Repräſentanten auch 
mit der überwältigenden Mehrheit von 107 gegen 38 Stimmen Aſhley's Re⸗ 
ſolution angenommen, welche den Präſidenten des groben Mißbrauchs ſeiner 
Befugniſſe — zumal des Veto⸗, Begnadigungs⸗ und Anſtellungs⸗Rechtes — 
der unerlaubten Verwendung öffentlicher Gelder und der Einmiſchung in die 
Wahlen beſchuldigt und den richterlichen Ausſchuß des Hauſes zur Unter⸗ 
ſuchung des Verhaltens Johnſon's und zur Berichterſtattung über die An⸗ 
klagegründe auffordert. Ferner iſt von dem Senate der Beſchluß gefaßt 
worden, den Abſchnitt der Confiscakions⸗Acte zu annulliren, welcher dem 
Präſidenten eine discretionäre Gewalt giebt, eine allgemeine Amneſtie zu er⸗ 
laſſen. Nicht minder iſt es als ein Mißtrauens⸗Votum gegen die Johnſonſche 
Politik zu betrachten, daß Thaddäus Stevens einen Antrag auf Pro⸗ 
clamirung des Kriegsrechts im Süden vorbereitet, daß im Repräſentanten⸗ 
Denis Reſolutionen zur Beſchränkung der Befugniſſe des oberſten Gerichts: 

ofes, ſowie zur Theilung von Texas in vier Territorien vorgelegt worden 

ſind, daß endlich die Legislatur von Ohio das (von dem Präſidenten noch 
a eu) ſtaatsgefährlich dargeſtellte) Verfaſſungs-Amendement angenom⸗ 
men hat. 

[Die Miſſion des Generals Campbell] ift für den Augenblick 
aufgegeben worden. Der 1 „Don“ iſt auf eine geheime Expedition 
ausgegangen; wie es heißt, ſoll er 15 Mill. Doll. an Bord führen, womit 
den Dänen die Inſel St. Thomas abgekauft werden ſoll. Auf dem Miſſiſſippi 
iſt das Dampfſchiff „Faſhion“ durch eine Feuersbrunſt zu Grunde gegangen; 
300 Menſchen, meiſt Farbige, kamen dabei um. j 

[Canada und die Fenier.] Aus Montreal berichtet man, daß die 
britiſche Regierung die gegen die Fenier in Canada ausgeſprochenen Todes⸗ 
urtheile in 20jährige Gefan enſchaft umgewandelt habe. Das Geſuch Se⸗ 
ward's um Mittheilung der Actenſtücke aus den Fenier⸗Proceſſen wurde von 
den canadiſchen Behörden abſchlägig beſchieden. Eine Fenier⸗Verſammlung 
in New⸗York hat in förmlichen Reſolutionen den Central⸗Organiſator Ste: 
phens als einen Schwindler bezeichnet und den General Gleeſon an ſeine 
Stelle erwählt. Wir befinden uns leider außer Stande, zu entſcheiden, ob 
die Wahl mit den Formen der feniſchen Conjktution im Einklange ſteht und 
volle Rechtsgiltigkeit hat. 5 : j , 

[Mexicaniſches.] Der Kaifer von Mexico hat feine Armee in drei 
Corps unter den Befehlen Miramon's, Marquez' und Mejia's getheilt 
und trifft Anſtalten, die öſterreichiſchen und belgiſchen Truppen nach Haufe 
transportiren zu laſſen. In einer jüngſt ee Rede drückte er ſein Be⸗ 
dauern über die Haltung der Vereinigten Staaten aus. General Caſtelnau 
iſt gefährlich am Fieber erkrankt. Juarez hatte am 10. Dezember Chihnahua 
verlaſſen, um den Sitz der Regierung nach Durango zu verlegen; er ſoll 
ſchon Truppen bis innerhalb acht Meilen von der Hauptſtadt Mexico vorge⸗ 
ſchoben haben. Bei San Louis Potoſt ſoll Mejia geſchlagen worden ſein; 
auch hatten die Republikaner Mazatlan erobert, wo ſie angeblich große 
Barbareien verübten. (Solche Behauptungen ſind jedenfalls mit Vorſicht 
aufzunehmen; wie ſich denn jetzt auch herausſtellt, daß der gefangene General 
Escobedo keineswegs getödtet worden iſt.) Die amerikaniſchen Dampf⸗ 
ſchiffe „Continental“ und „Panama“ wurden an der Weſtküſte von dem 
republikaniſchen General Corong mit Beſchlag belegt, weil die Eigenthümer 
eine Conceſſion des Kaiſers Maximilian 4 5 In dem Norden Mexico's 
findet der Gegen⸗Präſident Ortega viel Anhang; mehrere republikaniſche 
Führer haben ſich ihm angeſchloſſen. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Newyork, 29. Januar. Johnſon unterläßt das Veto gegen die 
zweite Bill. Juarez nahm Ortega gefangen. (Wolff's T. B) 


Provinzial- Zeitung. 

Breslau, 30. Jan. [Die Hauptfeuerwachel rückte geſtern Abend 
bald nach 10 Uhr Lach dem Halse Malsſtraße Nr. 93, inofelbit in einem 
ruſſiſchen Schornſteine der Ruß zum Brennen gekommen war. Da eine Ges 
fahr nicht zu befürchten ſtand, kehrte die Feuerwehr bald wieder zurück. 


Breslau, 30. Januar. ORTE Geſtohlen wurde: Büttner: 
ſtraße 23 1 Paar ſchwarze dende 1 blaue Schürze und 3 neue bunte 
Taſchentücher. Neue Tauenzienſtraße Nr. 19 1 Oberhemde und 2 Paar 
Manchetten. Brigittenthal 20 ca. 2 Centner Heu, 12 Stück 6 Fuß lange und 
2 Zoll ſtarke kieferne Bohlen. Bei Gelegenheit eines öffentlichen Tanzver⸗ 

nügens im Tanzlocale gem rothen Hirſch in Lehmgruben einem dort anwe⸗ 
4 — Füſilier der 10. japan: 4, Niederſchleſiſchen Infanterie⸗Regiments 
Nr. 51 1 Militär⸗Mantel, 1 Militär⸗Mütze und 1 Infanterie⸗Säbel. Außer⸗ 


halb Breslau einem Goldarbeiter 4 Walzen⸗Wellen, 8 Stück ſilberne Colliers { 


und 1 Dutzend ſilberne Bütten. | 
Verloren wurde: Ein auf den Haushälter Ernſt Liste lautendes Geſinde⸗ 
dienſtbuch. Eine Rolle mit 50 Stück Napoleonsdor. . 
[Angekommen.] Baron v. Buddenbrock, Oberſtlieutenant, aus 
Ohlau. b. Stralendorff, Major, aus Oels. Se. Durchlaucht Fürft von 
0 Schoenſtein, freier Standesherr und Rittergutsbeſitzer, aus 
rachenberg. Ihre Durchlaucht Frau Fürſtin v. Hatzfeld⸗Schoenſtein, 
aus Trachenberg. (Fremdenbl.) 


r Aus dem Rieſen cher 28. Januar. [Zu den Wahlen.) Von 
allen Dorfgerichten des Hirſchberger Kreiſes hat ſeiner Zeit nur allein das 
Ortsgericht von Warmbrunn gemäß $ 10 des Wahlgeſetzes für den Reichs⸗ 
tag des norddeutſchen Bundes öffentlich durch das Kreisblatt bekannt ge⸗ 
macht, daß die Wählerliſten aus dem Gemeindebezirk vom 15. Januar c. ab 
acht Tage lang in der Amtskanzlei zu Jedermanns Einſicht öffentlich aus⸗ 


liegen würden, daß Einwendungen gegen die Richtigkeit innerhalb acht 
in der Amtskanzlei anzubringen und nur Diejenigen zur Theilnahme an 
Wahl berechtigt ſeien, welche in die Wählerliſten aufgenommen worden. Alle 
übrigen Ortsgerichte haben dies nur durch die Gemeindeboten den Orts⸗ 
angebörigen zur Kenntniß bringen laſſen. Eine ſolche „ortsübliche Be⸗ 
kanntmachung“ he zwar den Vorſchriften im § 2 des Reglements 
zur Ausführung des Wahlgeſetzes, allein wir zweifeln ſehr, daß fie bei der 
roßen Wichtigkeit der Sache überhaupt genügt haben wird. Die Land⸗ 
eute hätten daher noch von anderen Seiten auf dieſe Wichtigkeit aufmerkſam 
gemacht und zur Einſicht der Liſten animirt werden ſollen, zumal nur äußerſt 
ſelten ein Dorfbewohner eine Zeitung in die Hand nimmt. Von conſerva⸗ 
tiver Seite iſt zwar hin und wieder etwas geſchehen, dagegen von liberaler 
Seite gar nichts. In Wa unn ſollen nicht zehn, in den meiſten Dörfern 
der Umgegend aber gar keine Wähler die ausgelegenen Liſten eingeſehen 
haben. Es wird daher wohl Mancher mit ſeinem Wahlzettel am Wahltiſch 
zurückgewieſen werden, weil ſein Name entweder gar nicht oder fehlerhaft in 
der Liſte eingetragen worden. In Nr. 8 des „Boten“ werden endlich die 
Wähler des Hirſchberg⸗Schönauer Wahlkreiſes zu einer „Wahlverſammlung“ 
auf Donnerſtag den 31. d. M. „behufs Beſprechung und Feſtſtellung der 
Candidatur des Herrn Profeſſor Dr. Röpell in Breslau“ (j. Nr. 41 der 
Bresl. Ztg.) und „zur Bildung eines Wahlcomites eingeladen“, und zwar 
von den Herren Fliegel, Großmann, Dr. Rimann und Aſchenborn. 


Reichenbach, 28. Jan. [Verſchiedenes.] Der Geſangverein, wel⸗ 
cher ſich aus Mitgliedern des Muſeum⸗ Vereins gebildet hat, veranſtaltete 
geſtern ein Vocal⸗ und Inſtrumental⸗Concert, welches zeigte, daß der Dirigent 
des Vereines, Herr Lehrer Froſt, feine Aufgabe zu erfüllen verſtand. Herr 
Froſt hat in letzterer Zeit wieder mehrere eigene Compoſitionen zur Auffüh⸗ 
rung gebracht, die zwar den Beifall von Muſikverſtändigen errangen, aber 
leider dem Componiſten nicht die wohlverdiente Anerkennung eintrugen. Auch 
in Breslau find die Froſt'ſchen Compoſttionen wiederholt mit Beifall zum 
Vortrag gebracht worden. — Ein Induſtriezweig, der vor einigen Jahren mit 
ſtaatlicher Unterſtützung im Eulengebirgs⸗Diſtricte eingeführt wurde, fcheint 
wieder ganz lahm zu liegen. Es iſt die Strohflechterei. So viel uns 
bekannt, ſind die beiden Strohflechte⸗Schulen im Kreiſe wieder eingegangen. 
Es iſt bedauerlich, daß dieſer Erwerbszweig fo wenig Beachtung bei der Ars 
beiter⸗Bevölkerung gefunden dat, da derſelbe ſchon Kindern einen verhältniß⸗ 
mäßigen Gewinn verſchaffen konnte. — Der Eulengebirgs⸗Diſtriet hat im 
15., 16. und 17. Jahrhundert viele Einwanderungen aus Süddeutſchland er⸗ 
fahren. In der Gegend von Peterswaldau kommt unter der Weberbevölke⸗ 
rung der berühmte Name Fugger vielfach vor. Sollte es nicht glaublich 
ſein, daß dieſe Familien aus demſelben Stamme hervorgegangen find, welcher 
heut noch in der gefürſteten (Augsburger Weber⸗) Familie gleichen Namens 
beſteht? — Wir bemerken hierbei, daß der Graf Einſt von Gellhorn gerade 
die Ortſchaften Peiskersdorf, Peterswaldau, Steinſeifersdorf, Kaſchbach, 
Schmiedegrund während und nach der Zeit des dreißigjährigen Krieges mit 
Coloniſten aus Süddeutſchland bevölkerte und in jener Gegend der 1 

amilienname auftritt. In Breslau beſtand im Mittelalter ebenfalls eine 

ugger’ihe Handels⸗Niederlaſſung und iſt nach Mittheilung der ſchleſiſchen 
„Prodinzialblätter“ dort vor wenig Jahren bei dem Grundgraben eines Hau⸗ 
ſes ein Ring mit dem Fugger ' ſchen Familienwappen gefunden worden. 


Brieg, 28. Jan. [Tageschronik.] Je mehr wir uns dem Tage 
der Wahlſchlacht für den deutſchen Reichstag nähern, deſto mehr beginnt ſich 
die Theilnahme dafür auch in denjenigen Kreiſen zu regen, welche bisher den 
politiſchen Vorgängen gemüthli aus der Ferne zuſahen. Zwar kann man 
nicht behaupten, daß die liberale Partei ſich bereits von anderer Seite einen 


Vorſprung habe abgewinnen laſſen; gleichwohl muß zugeſtanden werden, daß 


der unermüdliche Eifer dieſer Seite auch die Liberalen zu größerer Thätigkeit 
angeſpornt hat. Dem Vernehmen nach beabſichtigt man, in den nächſten Ta⸗ 
gen am hieſigen Orte eine Verſammlung von Männern aus allen Parteien 
zu veranſtalten, und dürfte dabei vorzugsweiſe die Erörterung der Frage, ob 
es zweckmäßiger ſei, Herrn Bau⸗Inſpector Hoffmann in Görlitz oder den 
hieſigen Bürgermeiſter Herrn Dr. Riedel als Candidaten für den Reichstag 
aufzuſtellen, den Brennpunkt in der Discuſſion bilden. — Ein anderer 
Gegenſtand mehr localer Natur, welcher gegenwärtig die hieſigen Kreiſe 
auf das Lebhafteſte berührt, iſt die Wiederbeſetzung des vacant gewordenen 
Amtes eines hieſigen Stadtmuſikus. Bei dem großen Intereſſe für 
gute Mufik, welches ſtets die Bewohner Briegs und ſeiner Umgegend kenn⸗ 
zeichnete, wird es ſehr bedauert, daß Brieg keine Regiments muſik befigt. Schon 
vor einiger Zeit ſprach man daher vielſeitig die Ueberzeugung aus, daß es 
für Brieg ſehr vortheilhaft wäre, wenn ein Regimentsſtab mit einer Kapelle 
hierher verlegt würde, und hoffte man, daß eine Petition in dieſer Sache an 
geeigneter hoher Stelle vielleicht Berückſichtigung finden würde. Jetzt iſt dieſe 
Bande wieder mehr als je angeregt worden, und wenn die Hemmnifje, die ſich 
rüher der n Du Wunſch es N re) nun vielleicht beſeitigt 
ſind oder ſich noch beſeitigen ließen, ſo dürfte es unſern ſtädtiſchen Behörden 
boffentlich doch gelingen, böhern Orts eine für die hieſige Commune günſtige 
Entſcheidung in dieſer Angelegenheit zu erlangen. — Von den am 15. d. M. 
aus dem hieſigen Jrquifitoriat entwichenen drei Verbrechern Peter, Weickert 
und Schmidt hatte man 825 vor einigen Tagen die beiden Erſtgenannten 
bei Strehlen wieder geſänglich eingezogen, allein nach heut erhaltener Nach⸗ 
richt hat ſich Peter im Gefängniſſe zu Strehlen erhängt. 


—Leobſchütz, 27. Januar. (In der heutigen Wahl⸗Verſamm⸗ 
lung]. eröffnete der Vorſitzende des Wahl⸗Comites, Rechtsanwalt Hecke, die 
Verſammlung mit einem Vortrage, worin er den Anweſenden die Wichtigkeit 
des norddeutſchen Parlaments auseinanderſetzte und die Eigenſchaften präci⸗ 
firte, welche der Wabl⸗Candidat nachweiſen müſſe. Der von ihm namens 
des Wabl⸗Comites vorgeſchlagene Kreis⸗Gerichts⸗Rath Wolff (langjähriger 
Abgeordneter des Wahlkreiſes) lehnte zum Bedauern der Verfammlung ab. 
Es wurde deshalb von liberaler Seite die Candidatur des Vorſitzenden auf⸗ 
geſtellt und erklärte ſich derſelbe, da Hr. Wolff abgelehnt, zur Annahme be⸗ 
veit. In Betreff des conſervativen Candidaten, Landrath und Geh⸗Raths 
Waagen, erhob ſich eine längere Debatte und wurde die von dem Abgeord⸗ 
neten berlangte Unabhängigkeit bei ihm wegen feiner amtlichen Stellung und 
feiner Eigenſchaft als königl. Domänenpächter vermißt. Es wurde in Betre 
ſeiner der Verſammlung mitgetheilt, daß er zu gleicher Zeit bei den Herren Gra 
b. Oppexsdorf⸗Geppersdorf, Landſchafts⸗Director v. Prittwitz, Erb⸗ 
richter, Abgeordneter Engel und Rechtsanwalt Hecke brieflich angefragt, ob 
ſie eine Wahl annehmen würden und ſich inzwiſchen ſelbſt als Candidaten 
aufgeſtellt und durch den Kreis⸗Secretär habe den Wahlvorſteh 
laſſen. Die Verſammlung erklärte ſich damit einverſtanden, daß das Wahl⸗ 
Comite die noͤthigen Schritte zur Unterſtützung der Wahl des Herrn Hecke 
vornehme, und wurde dieſelbe darauf durch Dr. Holländer, welcher den 
Vorſitz inzwiſchen übernommen hatte, geſchloſſen. 


Ratibor, 27. Jan. [Wählverſammlung. — Programm.] Am 
24. d. Mt3. fand in Hausmanns Centralhalle eine Volksverſammlung ſtatt, 
welche, wie in einer früheren Nummer bereits gemeldet wurde, nicht gerade 
beſucht war; nicht allein aus den dort angeführten Gründen, ſondern haupt⸗ 
fählih wohl deshalb, weil die Aufforderung dazu anonym ſaſchnz, Von 
8 einer gewiſſen, ſonſt ſchon allgemein üblichen parlamentariſchen 
Form war keine Rede und ſomit die Verſammlung eine etwas ariſche 
und heitere, die ſchließlich, ohne einen Candidaten aufzuftellen, ſich vertagte. 
Ob die auf den 29. d. Mts. wieder von einem Anonymus zu 2 
fene . einen beſſeren Verlauf und ein a gbr. Reſultat 
4 — wird, müffen wir nun abwarten. — Inzwiſchen hat Hr. Dr. Filehne, 

reisrichter hierſelbſt, ſich zum Candidaten für das deutſche Parlament ges 
meldet und ſein Programm, zu deſſen Dar Sr er vielfach aufgefordert 
worden, in deutſcher, polniſcher und mähriſcher Sprache veröffentlicht. Dasselbe 


lautet wörtlich: 
Wahl zum deutſchen Parlamente! 
An die Herren Wähler des Ratiborer Kreiſes. 
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Der preußiſchen Regierung geb die alleinige Leitung des Kriegsweſens 
der auswärtigen und Handelspolitik, die alleinige diplomatiſche Vertretung 


des Bundesſtaͤats nach außen. 
Sie giebt Deutſchland ſeinen Kaiſer!“ 


Vorträge und Vereine. 


Breslau, 25. Januar. [Kaufmänniſcher Verein.] I. Vorſitzen⸗ 
der Herr Commiſſ.⸗Rath Dr. Cohn macht folgende geſchäftliche Mittheilun⸗ 
gen: a. In Folge Beſchluſſes in letzter Sitzung hat der Vorſtand eine Pe⸗ 
tition wegen Annahme des Papiergeldes und der Scheidemünze der neu eins 
verleibten Provinzen bei allen königl. Kaſſen und der Bank an den Herrn 
Handelsminiſter gerichtet; dieſelbe wird verleſen und nachträglich genehmigt. 
b, Die Breslauer Handelskammer wünſcht vom Vorſtande für ihren Haupt: 
bericht einen Bericht über die Thätigkeit des Vereins im Jahre 1866. o. Herr 
Geh. Commercienrath Molinari dankt dem Verein für ſeine Gratulation 
in herzlicher Weiſe durch ein Schreiben, welches vorgeleſen wird. d. Der Herr 
Herr Provinzial⸗Steuer⸗Director läßt dem Verein Abſchrift eines Miniſterial⸗ 
Reſcripts, A der Qualification von Steuerämtern zur Stempelung von 
Wechſeln, zugehen, welches wir nachſtehend wörtlich folgen laſſen: 

Nach Abſatz 2 8 7 der Beſtimmungen über Verwendung von Stempel⸗ 
marken zu ſtempelpflichtigen Schriftſtücken, welche nicht unter öffentlicher 
Autorität abgefaßt werden, vom 14. Februar 1865 (Centralblatt Seite 33) 
iſt der Gebrauch von Stempelmarken auf Urkunden beſchränkt, welche einem 
Stempel von nicht mehr als 50 Thlr. unterliegen, und es ſoll zu Urkunden, 
welche einem höheren Stempel unterworfen ſind, inſoweit der Betrag durch 10 

theilbar iſt, Stempelpapier verwendet werden, während für den Überſchießenden 
Betrag Marken von 5 Sgr. bis 9 Thlr 25. Sgr. in möglichſt geringer Anz 
zahl kaſſirt werden können. Dieſe Vorſchriften werden in Beriehung auf 

Wechſel, da bei dieſen überhaupt kein Stempelpapier zur Verwendung 

einer größeren Anzahl von Marken bei dem beſchränkten Raume auf, Wech⸗ 

ſeln zu Unzuträglichkeiten führen kann, dahin modificirt, daß in denjenigen 

Fällen, in welchen der Verbrauch von mehr als drei Stempelmarken zu 

einem Wechſel nothwendig ſein würde, von der Verwendung von Stempel⸗ 

marken ganz abgeſehen, dagegen von ſolchen Steuerbehörden, welche mit 
mehr als einem Beamten beſetzt find, die Entrichtung der erhobenen Steuer 
auf dem Wechſel amtlich vermerkt werden kann. 

Betrag der erhobenen Steuer, die Nummer, unter welcher dieſelbe gebucht 

iſt, den Datum, die Firma der Steuerbehörde mit mindeſtens zwei Unter» 

ſchriften enthalten, und mit einem Schwarzſtempel⸗ Abdruck verſehen fein 

Die Verwendung von Marken für einen Theil der erforderlichen Steuer iſt 

in den Fällen der vorgedachten Art zu vermeiden. 

Berlin, den 30. Dezember 1866. 3; 
Der Finanz Minifter 
gez. von der Heydt. 
An den königl. Geh. Ober⸗Finanzrath 
Herrn von Maaſſen, Hochwohlgeboren 
Breslau. III. 28,212. 
e. Der Breslauer Magiſtrat antwortet auf die Desfalſige Anfrage dem 
Verein, daß nach , 

Ortsſchulbehörde als diejenige anzuſehen wäre, welche zur Ertheilung bon 

Coneeſſionen auch zum Unterricht in den kaufmänniſchen und Comptoir⸗ 

Wiſſenſchaften berufen iſt, indeß, inſofern dieſe Gegenſtände nicht in den öffent⸗ 

lichen Schulen Preußens gelehrt werden, nur zur Prüfung der ſittlichen 

Qualification, nicht aber der wiſſenſchäftlichen Tüchtigkeit verpflichtet ſei. 

Dies zur Beurtheilung der „conceſſionirten Lehrer in der Buchführung, des 

kaufmänniſchen Rechnens u. |. w.“ f, Der Ausſchuß des Schleſ. Cential⸗ 

Gewerbe: Vereins macht die Mittheilung von der Eröffnung des Schärff'ſcheu 

Gewerbehauſes in Brieg am 2. Juni und ladet zur Betheiligung an der 

damit verbundenen Gewerbeausſtellung ein. Auch wird das proviſoriſche 

Programm des fünften ſchleſiſchen Gewerbetages der vom 2. bis 14. Juni 

d. in Brieg ſlattfindet, mitgetheilt. g. Derſelbe erſucht ferner 

den Verein, ſich der Petition des Gewerbe⸗Vereins in Kattowitz um An⸗ 

ſtrebung eines möͤglichſt niedrigen Eingangszolles nach Oeſterreich auf die 

Production der oberſchleſiſchen Induſtrie an den Herrn Handelsminiſter an 

zuſchließen. Dieſes Geſuch, welches in überzeugender Weiſe das Gedeihen 

und die Zukunft der Oberſchleſiſchen Berg⸗ und Hütten⸗Production und In⸗ 
duſtrie von der Ausbreitung feines, Abſaßgebietes, namentlich nach Oeſterreich, 
durch Reduction der Tarife, abhängig macht, giebt Anlaß zu einer kurzen 

Discuſſion. Ein Mitglied bemerkt, wie von dem mächtigen Verein der bſter⸗ 

reichiſchen Induſtriellen in Wien gerade gegen die angeſtrebte Ermäßigung 

der Zölle auf Eiſen, Maſchinentbelle u. ſ. w. polemiſirt wird, da dort be: 

8 hauptet wird, daß eine Zollherabſetzung die öſterreichiſche, noch ſchwache und 

von den ſchweren Steuern gedrückte Induſtrie gefährde, weshalb man bei 


2 der Zollreviſton wahrſcheinlich auch auf große Differenzen ſtoßen werde. So⸗ 
2 wohl aber im Intereſſe des allgemeinen Freihandels, ſowie im ſpeciell provinziellen 
DIR, June iſt die beregte Petition zur Unterſtützung unbedingt zu empfehlen. Hr. 
2 ange, Straka und Köbner führen aus, wie bei der allgemein anerkannten 
Wichtigkeit des Gegenſtandes, insbeſondere für Schleſien und bei deſſen Dring⸗ 


lichkeit angeſichts der gegenwärtigen Zollreviſion ein Anſchluß an die verleſene 


Petition en bloc durchaus geeignet ſcheine und wird derſelbe vom Plenum 
8 beſchloſſen und das Weitere dem Vorſtande überlaſſen. h. Vorgelegt wird 
E ein Artikel, betitelt: „Der Segen des Hopfenbaues“ aus dem Landwirth⸗ 
ſthaſtlichen General⸗Anzeiger, worin der Verdienſte unſeres Landsmannes 
5 Herrn J. J. Flatau in Verlin, betreffs der Einführung und Förderung 


des Hopfenbaues in der Gegend don Neutomysl, Buckow u. |. w. Er⸗ 
wähnung geſchieht. Der durch die Fürſprache des Herrn Flatau jetzt groß 
gewordene Hopfenbau bei Neutomysl wird bekanntlich auf Sandboden be⸗ 
trieben, und damit die Annahme, daß der Hopfen nur auf reichem Boden ge⸗ 


= veiht, widerlegt. Nicht minder ungünftig find die Bodenverhältniſſe um 
Buckow, Moorboden mit ſo hohem Unterwaſſer, daß er fat das ganze Jahr 
a unter Waſſer ſtand und die Früchte auf Rücken gebaut werden mußten. Aber 
9 dennoch hat die durch Mühe und Pflege angebrachte Cultur die günſtigſten Reſul⸗ 
late geliefert. Die hier angeführten Erfolge find ſchon deswegen erwähnens⸗ 


werth, damit die Beſitzer ähnlicher ſandiger oder naſſer Bodenflächen Ober: 
ſheſiens fi der Hopfencultur nach 1 7 Beiſpiel befleißigen und ſowohl 


> 


dem Hopfenbau als auch der Bier⸗J 
— II. Hierauf hielt Herr Julius 


nduſtrie Schleſiens akt leiſten mögen. 
belehrenden Vortrag Über die Breslauer Handelsſtraßen und deren Unſicher⸗ 


Neugebauer einen böchit intereſſanten und 


83 
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8 heit im Mittelalter. Dieſe Mittheilungen, von pikanten Rechtsanſchauungen 
jener Zeit, aus dem Verkehr mit Polen, begleitet, ſollen eine beſondere aus: 
3 5 ma Behandlung erfahren. Die Verſammlung ſtattete einig 
h daurch Grheben von den Sitzen ihren Dank ab. (Schluß folgt.) 


—— hen 
5 Breslau, 28. Jan. [Noch ein 8 Vortrag.] Am 
1 geſtrigen Abend beſchloß Herr Rührmund im Saale des Caſino den 
C yelus feiner, Vorträge, indem er diesmal klar und deutlich das nahe vor 
der Thür ſtehende Ende der jetzigen chriſtlichen Welt — gleich dem vor 
SEN 1800 Jahren erfolgten Untergange der jüdiſchen Welt prophezeite. Er 
meine nicht etwa, wie Viele geglaubt, das Ende, die Zerſtbrung der 
Erde; vielmehr predige er ein neues Reich Gottes auf dieſer Erde, welches 
bald kommen müſſe; denn thurmhohe Zeichen der Zeit ſprechen dafür, daß 
das jüngſte Gericht nicht mehr ferne ſei, obwohl Tag und Stunde Niemond 
wiſſen könne, ſelbſt die Engel im Himmel nicht. In den Propheten des all: 
gemeinen Chriſtenthums feien nun die Apoftel, die Engel ausgeſendet, welche 
das neue 9 verkünden ſollen. Man wolle die Boten nicht hören, gleichwie 
i 


a lic und 
ſich nun 


Er rität“ ſprach, entfernte ſich ein großer Theil der Se welcher dieſe 
Pointe der im Uebrigen nicht unintereſſanten „Sonntags⸗Vor 
etwas zu ſtark war. 


Breslau, 28. Jan. [Verein deutſcher Ingenieure. Verſamm⸗ 
lung vom 12. Januar.] Die heutige Gen dend mund wurde von 
dem Vorſitzenden, Herrn H. Minſſen, mit einem Bericht über das verfloſſene 
Vereinsjahr erbffnet; aus demſelben iſt namentlich hervorzuheben, daß die 
Erreigniſſe des bewegten Jahres 1866 auch hier, wie auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens ſbörend eingegriffen haben und Urſache waren, daß die un⸗ 
regelmäßigen Verſammlungen des Vereins im Sommer ſehr ſpärlich beſucht 
wurden. — Auch die Ach Jae welche zu Anfang 1866 63 betrug, hat 
bis auf 55 zu Anfang dieſes Jahres abgenommen. — Der Journal⸗Leſezirkel 

hat zu mehrfachen Beſchwerden ſeitens der Theilnehmer Veranlaſſung gegeben, 
33 She deſſen ſchlägt der Vorſitzende vor, mehr Journale g pier en, damit 

die Aug dfter neue Nummern zum Leſen erhalten als bisher 

3 Ge Abſchluß der Kaſſe des 4 5 11 5 erlaubt dieſe Mehrausgabe. Die 
HBerichterſtattung ſchließt mit dem Wunſ 


Der Vermerk muß den 


der Miniſterial⸗Inſtruction vom 31. Dezember 1839, die 
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licher an den monatlichen Verſammlungen, foiie eine größere Xhätigteitverfelben | fair 
in Gagen — Brauns e ee 55. C. Helber, lee 11% 
ſicht der Kaſſenverwaltung vor, welche 


nommenen Neuwahl des Vorſtandes werden die Herren Director Minſſen 
zum Vorſitzenden, ster dend Ju ihre zum Schriftführer, Fabrikbeſitzer Mei n⸗ 
ecke sen. zum Kaſſirer und zu ihren Stellvertretern die Herren Ingenieur 
Nippert, Ingenieur Jäſchke und Fabrikbeſitzer Aders erwählt. Herr 
Smgenieur ippert ftellt den Antrag, daß der Vorſtand des hieſigen Be: 
Arksvereines ermächtigt werde, im Namen des Vereins eine Petition an den 
Magiſtrat wegen Errichtung einer allgemeinen Gewerbeſchule in Breslau 
u ünterzeichnen. Die Verſammlung ermächtigt den neuen Vorſtand dazu. 
Zum Schluß theilt noch Herr Ingenieur Kayſer mit, daß Herr Deichhaupt⸗ 
mann Landeck einen Tag anberaumen werde, an welchem der hieſige Ge⸗ 
werbeverein eingeladen iſt. die Ziegelei des genannten Herrn zu beſichtigen, 
und fordert die Mitglieder im Namen deſſelben auf, ſich dieſer Excurſion ans 
zuſchließen, was der Vorſitzende im Namen derſelben dankend annimmt. 


* Breslan, 26. Januar. [Die Schuhmacher⸗Aſſociation „zur 
Weintraube “] gehört zu den noch immer ihrer Zahl nach geringen Roh⸗ 
ſtoff⸗Genoſſenſchaften, welche beftimmt, den Bedarf an Arbeitsmaterial für 
einzelne Gewerbszweige in billiger Weiſe zu vermitteln. Es liegt uns der 
Rechnungs⸗Abſchluß der Aſſociation für 1866 vor, welcher folgende, gewiß 
nicht ungünſtige Reſultate nachweiſt. Der Waarenbeſtand aus dem Vorfahre 
betrug 7203 Thlr. 3 Sgr. 4 Pf., der Zugang an Waaren im Jahre 1866: 
19,543 Thlr. 24 Sgr. 11 Pf., zuſammen 26,746 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf. Ver: 
kauft wurde für 20,050 Thlr. Es bleibt ſonach ein Beſtand von 6696 Thlr. 
28 Sgr. 6 Pf. Durch Aufſchlag wurden gewonnen 1195 Thlr. 10 Sgr. 1 Pf., 
durch Baarzahlung 400 Thlr. 24 = 2 Pf. durch Auen für Credite 257 
Thlr. 15 Sgr. 8 Pf., durch Verkauf von Emballage 3 Thlr. 17 Sgr., Ein: 
trittsgeld zweier Mitglieder 2 Thlr. 5 Sgr., der Nac für die noch auf 
Lager befindlichen Waaren betrug im v. J. 428 Tölr. 27 Sgr. 6 Pf, die 
Zinſen für 9 1 N Capitalien beliefen ſich auf 28 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf., zu⸗ 
ſammen 2316 Thlr. 12 Sgr. 8 Pf. Hiervon gehen ab auf Speſen 342 Thlr. 
9 Pf., fo daß verbleiben 1974 Thlr. 11 901 11 Pf. Davon fallen zu der 
Verwaltung 2% von 20,050 Thlrn. mit 401 Thlrn., dem Guthaben der Mit: 
glieder 6% Zinſen mit 512 Thlr. 20 Sgr. 3 Pf., der Dividende 3% mit 
668 Thlr. 10 Sgr., zuſammen 1582 Thlr. 3 Pf., ſo daß für's Lager ver⸗ 
bleiben 392 Thle, 11 Sgr. 8 Pf. — Das Guthaben der Mitglieder beträgt 
nach Abzug der gekündigten Capitalien 6140 Thlr. 7 Sgr. 3 Pf.; die Zu⸗ 
trittsgelder neuer Mitglieder belaufen ſich auf 50 Thlr., gutgeſchrieben wur⸗ 
den nach Abzug der zu zahlenden Zinſen 1324 Thlr. 14 Sge. 7 Pf., an Zin⸗ 
ſen vom Guthaben eines Mitgliedes wurden abgeſchrieben 2 Thlr. 12 Sgr. 
7 Pf., zuſammen 7517 Thlr. 4 Sgr. 5 Pf. An ausgeſchiedene Mitglieder 
wurden an Zinſen und Dividende pezabit 20 Thlr. 8 Sgr. 10 Pf. Die 
Summe des Mitglieder⸗Vermögens beträgt 7496 Thlr. 25 Sgr. 7 Pf., der 
Aufſchlag für's Waarenlager 392 Thlr. 11 Sgr. 8 Pf., das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen alſo 7889 Thlr. 7 Sgr. Sm — Die 1 ar ang beträgt 50; 
Vorſitzender ift Herr Schuhmachermeiſter Kegler; den Vorſtand bilden die Her: 
ren A. Hiſcher, J. Müller, J. Sack, E. Schäche; Lagerhalter iſt Hr. C. Wolff. 


E Breslau, 25. Januar.“) [Handwerker⸗Verein] Herr Dr. phil. 
Großpietſch ſprach am geſtrigen Abend über das Heldengedicht: „Nibe⸗ 
lungen.“ — Hierauf beantwortete Hr. Scheil eine Frage fiber den Unter⸗ 
ſchied des zu bildenden Arbeitervereins von dem Handwerkerverein und Über 
die Zwecke des erſteren. Es geht daraus hervor, daß der nach Vorbild des 
Berliner Arbeitervereins beabſichtigte Verein dem Handwerkerverein keine Con⸗ 
currenz machen, ſondern eine Ergänzung ſein ſoll. Er iſt beſtimmt, wenn 
jener Ideen an rege, ſie auszuführen und die geiſtigen und materiellen In⸗ 
tereſſen des Arbeiterſtandes zu fördern, indem er den hieſigen Arbeitern eine 
Centraliſation gewähre, kurz „an Löfung der ſocialen Frage“ mitzuar⸗ 
beiten, die Arbeit von allen Hinderniſſen zu befreien und das moraliſche Ber 
wußtſein der Arbeiter zu heben. Als Mittel zum Zweck werden Vorträge 
politiſchen und ſocialen Inhalts, Beſprechungen und Lection dienen. Es folgte 
die Anzeige, daß Herr Muſiklehrer Buſſe von Anfang nächſten Monats an 
einen Curſus des Elementarunterrichts in der Muſik errichten wolle, und 
zwar in ſeiner Wohnung. Monatlicher Beitrag 2 Sgr. Theilnehmer haben 
ſich an der Controle zu melden. Dann wurde noch eine Reihe Fragen durch 
den Vorſizenden Hüllebraudt, Dr. Eger und durch Literat Krauſe, 
theils ernſter, theils heiterer 1 erledigt. 5 ; 

) Wir erſuchen den Herrn Referenten wiederholt, uns das Manuſcript 
zeitiger zukommen zu laſſen. N Die Red. 


=, Ohlau, 27. Januar. In der heutigen General⸗Verſammlung des 
Vorſchuß⸗ ereins wurde die Jahresrechnung pro 1866 vorgetragen. Nach 
derſelben find 432 neue Vorſchüſſe mit 46,590 Thlr. und 648 Brolongationen 
mit 59,363 Thlr. bewilligt worden, für welche 1973 Thlr. Bi en eingelommen 
find, Verwaltungskoſten find 584 Thlr. entſtanden. Die Dividende iſt auf 
13% pCt. feſtgeſetzt worden. Am Jahresſchluſſe betrugen die ausſtehenden 
Vorſchüſſe 28,214 Thlr., das Mitglieder⸗Guthaben 4630 Thlr., die aufgenom⸗ 
menen fremden Gelder 23,380 Thlr. und der Reſervefond einschließlich des 
ihm aus dem Gewinne von 1866 zugefloſſenen Antheils 510 Thlr. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


r 


Der Barometerſtand bei 0 “| Ba- Luft⸗ Wind» | 
in Pariſer Linien, die Tempera- Tempe richtung und Betten 
tur der Luft nach Neaumur. rometer. ratur. Stärke. 
Breslau, 29. Jan 10 U. Ab.] 332,45 | +4,01 W. 2. Bedeckt. 
30. Jan. 6 U. Mrg.] 332,05 [43,5] W. 2. Bededt. 


Breslau, 30, Jan, [Wafferitand.] O.B.143.98. U. P. 1 F. 6 8. 
Eis ſt and. FE 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
Paris, 29. Januar, Nachm. 3 Uhr. Die Börfe war bei feſter Haltung 


belebt. Die 3%, welche zu 68, 95 begonnen, ſtieg ſchließlich auf Notiz. 71 
Schluß⸗Courſe: 3% Rente 69, 14%. Italieniſche 5proc. Rente 
54, 77. Zproc. Spanier —. Iproc. Spanier —. Oeſterreich. Staats⸗ 


Eiſenbahn⸗Actien 392, 50. Credit⸗Mobilier⸗Actien 505, 00. Lomb. Eiſenbabn⸗] R 


eg — 5 50. Oeſterr. Anl. de 1865 313, 75. proc. Ver. St. 
pr. hs 

Frankfurt a. M., 29. Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Recht feſt, 
die bedeutenderen Speculanten waren indeß noch zurückhaltend. Nach Schluß 
der Börſe Creditactien 149%, Schluß⸗Courſe. Preußiſche Kaſſenſcheine 
105% Br. Berliner Wechſel 105% Br. Hamburger Wechſel 88 1. L 
ner Wechſel 118% Br. Pariſer Wechſel 94. Wiener Wechſel 89 /. Finn, 
ländiſche Anleihe 82 Br. Neue 4 Finnländiſche Pfanpbriefe 82½ Br. 
6% Verein. Staaten⸗Anleihe pro 1882 76%. Oeſterreich. Bankantbeile 650. 
Oeſtert. Credit⸗Actien 149. Darmſt. Bankactien 206. Darmſt. Zettelbank —. 
Meininger Credit⸗Actien 93 Br. Oeſterreich.⸗Franz.⸗Staate⸗Eiſenb.⸗Actien —. 
Oeſterr. Eliſabetbahn —. Böhmiſche Weſtbahn —, Mein Nabebahn — 
Ludwigshafen⸗Bexbach 156. Heſſiiche Ludwigsbahn 131 Br. 5 dfterr. An: 
leihe von 1859 59. 1854er Looſe 56. 1860er Monte 65%. 1864er Looſe 72 
Br. Badische Looſe 53 Br. Kurkeſſ. Looſe 54 Br. Baſerſche Prämienan⸗ 
leihe 101%, O eſterr. Nat.⸗Anl. 51%. 5% Metalliques 43. 4½ * Metalli⸗ 


aues err. 

Wien, 29. Januar. [Abend⸗Börſe.] Schwankende Haltung. Credit⸗ 
Actien 166, 80. Nordbahn, 163, 50. 1860er Looſe 86, 40. 1864er Loose 
80, 60. Oeſterr.⸗Franzöſiſche Stagtsb. 207, 20. Galizier —, —. Czerno⸗ 


Auſſiſche 
il 6proc, Verein. 
St.⸗Anleihe pr. 1882 69%. Disconto 2% pCt, a 

Hamburg, 29. Januar, [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen loco 


oggen pr. Januar⸗Februar 5000 Pf. 
Fru 15 Br., 87 8 
Dee: 267 —26 N. 


der gün= und warm. 


Liverpool, 29. Nl Mittags. Baumwolle: 810,000 Ballen Um⸗ 


art. Middling Amerikanische 14%, mivdling Orleans 15%, 


U 


3 
nah 12 

Bengal 9%, Oomra 12%, u 

. Januar, Nachmittag 3% Uhr, Nübol pr. Januar 100,00, pr. 

ebruar 101, 00, Mai⸗Auguſt 101, 75. Mehl pr. Januar 76, 75, pr. März: 
pril 77,25. Spiritus pr. Januar 63, 00 7 

New⸗Nerk, 29. Jan. Wechſel auf London 108%. Gold⸗Agio 34. Bonds 
107%. Illinois —. Erie —. Baumwolle 34. Petroleum. — 


Berliner Börse vom 29. Januar 1867. 


Eisenbahn Stamm-Actien. 
Dividende pro 1864. 1865. 


mit einem Ueberſchuß von ca. 49 Thlen. | (ſchwimmendes) 11%. 
abſchließt; die Verſammlung ertheilt dankend Decharge. Bei der nun vorge⸗ aris, 29. 


Fonds- und Geld-Course. 
Freiw. Staats-Anl. . 


Rentenbriefe. Pfandbriefe: 


. |Oest.Bk. 76% à 7 Tb 


Ausländische Fonds. 
Oesterr. Metalliques. 


Ital. neue 5h; proc. Anl. 
Russ. Engl, Anl. 18620 
dito Holl. Anl. 1864 


Poln. Obl. a 500 FI, 4 


Kurhess. 40 Thlr. Obi. 
Baden. 35 Fl, Loosel— 
Amerikan S{-Anl... 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 
its Nu 4 


Gal. Ludwigsb. .... 
Niederschl.- Märk.. 
di 


se» 
sr 


| 


= 


= 
* 


Ndschl. Zweigb. L. C. fs 


et 


2 


an 


— 


Amsterdam 250 Fl.... 
di di 2 


gen loco 78—79pfd. 56 — 1 Thlr. ab 
Thlr. — Spiritus loco obne 


hlr. bez., Mais 
und Gld., 4 Thlr. Br. 


— Bahn 2 0 — 
17% Thlr. 00 a 
Thlr. bez., Yuniyuli 17% Thlr. 


ondo: | Gelb 


„„ bene 


übien.... 148—156—164 


60 

Kleeſaat bewahrte feſte Haltung, — rothe ordinäre 13%—14 

70 Ale, e 1 187 18% 

19 Thlr., mittle 21—25 

ochſeine 29—30 Thlr. pr. Ctr. 
Thymothee ſchwach 
Kartoffeln pr. Sack & 150 


Berlin, 28. Januar. An Schlachtvieh waren auf hieſigen Viehmarkt zum 


h. Im Allgemeinen wurde das Verkaufsge 
after bewegt haben, wenn gün 
mehr zum Export animirt hätten; der Begehr für den 
ſich auch nur wie vorwöchentlich ſchwach und 
Notirungen unverändert, ſo daß 1. Qualität den Preis v 
16—17 Thlr., 2. 14—15 Thlr. und 3. 9—10 Thlr. pr. 1005 


3363 Stück Schweine. Bei mangelnder Kaufluſt und ohne Verſandt nach 
außerhalb konnte der Handel für die Einbringer nicht vortheilhaft verlaufen 
und auch der Markt von der Waare nicht geräumt werden: die 
ducirten ſich gegen vorwöchentlich, daß beſte 
mittel mit 13—14 Thlr. und ordinäre mit 12 


4423 Stuck Schafbieh. Die Nachfrage zeigte ſich jo ſchwach, daß kaum die 
Hälfte der Zutrifften en Markte angekauft i 
den nächſtwöchentlichen Bedarf ausreichend decken dürſten; 
Waare ließ ſich nur zu gedrücktem Preiſe verkaufen, mittel und ordin 
er Du . 0 5 Sopfd. Fleiſchgewicht fetter ſchwerer Waare 


—k— nſTPP1i i 0 


—— ͤ—V—— 2 ne 


2 


u notiren iſt 10 —12 Thlr. pr. Ctr 


Verkauf angetrieben: 
1521 Stück Hornvie 
ſam abgewickelt und würde ſich leb 
richte aus London 
Platz und Umgegend zeigte 
blieben die letzten 
fd. Flei chgewicht 


einfte Waare mit 16 
lr. pr. 100pfd. Fleiſchgewicht 


7 


wurde und daher die 


gar nicht an den 
galten 8 Thlr. und 40p ! 

760 Stück Kälber erreichten auch nur reducirte Preiſe, da ſich kein beſon⸗ 
derer Bedarf herausſtellte. 


twortlicher Redacteur: Dr. Stei 
(W. Friedrich 


